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1 Einleitung

1.1 Anlass

Auf dem Gelände der ehemaligen Zollernalb-Kaserne in Meßstetten soll ein interkom-
munaler Industrie- und Gewerbepark entstehen. Zu diesem Zweck haben im Oktober
2020 Meßstetten, Albstadt, Balingen, Nusplingen und Obernheim gemeinsam den
Zweckverband „Interkommunaler Industrie- und Gewerbepark Zollernalb“ gegründet und
ein Bebauungsplanverfahren eingeleitet.

1.2 Rechtliche Grundlagen und Verfahrensablauf

Nach § 2 Abs. 4 BauGB ist bei der Aufstellung von Bauleitplänen für die Belange des
Umweltschutzes eine Umweltprüfung durchzuführen. Die voraussichtlich erheblichen
Umweltauswirkungen sind in einem Umweltbericht zu beschreiben und zu bewerten.
Dieser Umweltbericht soll Dritten die Beurteilung ermöglichen, ob und in welchem Um-
fang sie von den Umweltauswirkungen der Festsetzungen für das Vorhaben betroffen
werden können und als Grundlage für die Abwägung dienen.

Die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege sind in § 1 Abs. 6 Nr. 7 sowie in § 1a BauGB benannt. Unter anderem
handelt es sich hierbei um die Auswirkungen des Plans auf die Schutzgüter Tiere, Pflan-
zen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie
auf die Landschaft und die biologische Vielfalt.

Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB legt die Gemeinde den Umfang und den Detaillierungsgrad
der Ermittlung der Umweltbelange für die Abwägung fest. Die Umweltprüfung bezieht
sich auf das, was nach gegenwärtigem Wissensstand und allgemein anerkannten Prüf-
methoden sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplans angemessener-
weise erwartet werden kann (§ 2 Abs. 4 Satz 3 BauGB).

Zur Absicherung ihrer Entscheidungen und zur Prüfung, ob die vorliegenden Informatio-
nen und Daten für das Verfahren geeignet sind, sind die Gemeinden in § 4 Abs. 1 BauGB
verpflichtet, die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, ggf. auch aner-
kannte Naturschutzverbände und zuständige Einheiten der gemeindlichen Verwaltung,
deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, zu informieren und de-
ren Stellungnahmen einzuholen (Scoping).

Die Inhalte des Umweltberichts sind in der Anlage 1 (zu § 2 Abs. 4 und den §§ 2a und
4c BauGB) geregelt.

Nach § 2 Abs. 4 letzter Satz BauGB sind Bestandsaufnahmen und Bewertungen von
Landschaftsplänen oder sonstigen Plänen nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe g BauGB in
der Umweltprüfung heranzuziehen.

Im Rahmen der Umweltprüfung werden auch Maßnahmen zur Überwachung erheblicher
Umweltauswirkungen (‚Monitoring’) der Bauleitplanung dargestellt. Sie dienen dazu, un-
vorhergesehene nachteilige Auswirkungen der Planung frühzeitig zu ermitteln und recht-
zeitig geeignete Maßnahmen zur Abhilfe ergreifen zu können. Anforderungen zur Über-
wachung ergeben sich aus der Vorschrift nach § 4c BauGB.

Gemäß § 1 a BauGB sowie § 15 BNatSchG sind Eingriffe in Natur und Landschaft, die
durch Bebauungspläne verursacht werden, auszugleichen. Die Eingriffsdimension so-
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wie die Maßnahmen, die zum Ausgleich des Eingriffs notwendig sind, werden im Rah-
men dieser Untersuchung ermittelt und erhalten durch die Übernahme in den Bebau-
ungsplan Rechtskraft.

Da die Inhalte von Umweltprüfung, Grünordnungsplan und Eingriffs-Ausgleichsuntersu-
chung in weiten Teilen aufeinander aufbauen, wurden die einzelnen Untersuchungen im
Rahmen dieses Umweltberichts zusammengefasst.

Umwandlungen von Wald in eine andere Nutzungsart im Sinne von § 9 und § 10 LWaldG
sind nach Anlage 1 UVPG (Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung) Nr. 17.2
UVP-pflichtige Vorhaben. Gemäß Nr. 17.2.2 Anlage 1 UVPG ist bei einer Rodung von
Wald mit 5 ha bis weniger als 10 ha eine "allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls" über
die Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen.
Diese UVP-Vorprüfung mit Betrachtung der Auswirkungen der Waldinanspruchnahme
wird zum parallel verlaufenden forstrechtlichen Genehmigungsverfahren durchgeführt.

Die unvermeidbare Inanspruchnahme von gesetzlich geschützten Biotopen innerhalb
des Planungsgebiets (§ 30 BNatSchG / §33 NatSchG) darf nur nach Genehmigung
durch die Untere Naturschutzbehörde erfolgen. Diese Ausnahmegenehmigung nach §30
Abs.3 BNatSchG muss separat beantragt werden und bis zum Satzungsbeschluss vor-
liegen.

2 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Be-
bauungsplans

2.1 Lage

Das Plangebiet befindet sich auf der Albhochfläche, ca. 1 km östlich der Stadt Meßstet-
ten. Es umfasst das Areal der ehemaligen Zollernalb-Kaserne, die südlich daran angren-
zende Wiesenflächen auf demselben Flurstück sowie einen Abschnitt der Geißbühl-
straße. Für den früheren Kasernen-Sportplatz wurde von der Stadt Meßstetten ein se-
parater Bebauungsplan erstellt.

Abb. 1:   Lage des Bebauungsplangebiets
(Quelle: Ausschnitt aus der digitalen Amtlichen topografischen Karte TK25, LVA BW)
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Abb. 2:   Luftbild mit Bebauungsplangebiet
(Quelle: LUBW – Umwelt-Daten und –Karten Online (UDO) 2024)

2.2 Geplante Nutzung

Ziel der städtebaulichen Erneuerung im Bereich der Kaserne von Meßstetten ist die Be-
reitstellung von zusammenhängenden, großflächigen industriell nutzbaren Flächen im
Hinblick auf einen Industrieschwerpunkt der Region Neckar-Alb. Somit sollen dauerhaft
Arbeitsplätze geschaffen und gesichert werden. Nutzungen, die in dicht besiedelten Be-
reichen nicht mehr möglich sind, sollen im Industrie- und Gewerbepark Zollernalb zuläs-
sig sein. Der Zweckverband „Interkommunaler Industrie- und Gewerbepark Zollernalb“
möchte einen modernen, zukunftsfähigen industriellen Schwerpunkt für die gesamte Re-
gion bereitstellen.
Kasernengebäude, die sich in einem architektonisch / städtebaulich schlechten Zustand
befinden, werden durch den Zweckverband zurückgebaut. Gebäude in gutem Zustand
können weitergenutzt und ergänzt werden. So können die bestehenden Kasernenanla-
gen z. B. als Büros genutzt werden, um die herum sich dann die Produktionsstätten
entwickeln. Neubauten sind insbesondere im südlichen Teil vorgesehen, da dort die
Grundstücksflächen bisher nicht bebaut sind.
Die bestehenden Straßen im nördlichen und mittleren Teil des Gebiets werden ertüchtigt
und sollen künftig als öffentliche Verkehrsflächen dienen. Ergänzungen sind hauptsäch-
lich im Süden notwendig, wo ein zweiter Anschluss an die Geißbühlstraße entstehen
soll.

Der Bebauungsplan setzt die Nutzungen Gewerbegebiet (GE), Industriegebiet (GI), Ver-
kehrsflächen (öffentliche Verkehrsfläche, Quartiersparkhaus, Fuß-, Rad-, Wirtschafts-
weg und Verkehrsgrünflächen), Flächen für Versorgungsanlagen (Zweckbestimmung
Regenwasserrückhaltung), öffentliche Grünflächen (Flächen für Maßnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft, Fläche für
Sportanlagen) fest.
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2.3 Umfang der Planung / Bedarf an Grund und Boden

Gemäß den aktuellen Planunterlagen umfasst das Gebiet des Bebauungsplans eine Flä-
che von insgesamt 417.440 m² (41,744 ha).

Nutzung Fläche Bestand Fläche Planung

Erschließung und Parkplätze ehem. Kaserne 85.761 m² 0 m²

Bebauung ehem. Kaserne 33.930 m² 0 m²

Wald 54.946 m² 0 m²

Grünlandnutzung 46.700 m² 0 m²

Ehem. Sportflächen (Rasen, Kunststoff) 12.744 m² 0 m²

Sonstige Grünfläche (Wiese, Gehölz, Ruderalfl.) 181.089 m² 0 m²

Wirtschaftsweg (Privatgrund) 2.270 m² 0 m²

Öffentliche Verkehrsfläche 0 m² 36.425 m²

Öffentliche Grünfläche / Verkehrsgrün 0 m² 22.657 m²

Regenrückhaltung, -Versickerung 0 m² 5.250 m²

Industriegebietsfläche 0 m² 314.450 m²

Gewerbegebietsfläche 0 m² 34.850 m²

Quartiersparkhaus, -Parkplatz 0 m² 3.808 m²

Gesamtfläche Bebauungsplan 417.440 m² 417.440 m²

3 Zielvorgaben

3.1 Allgemeine Zielvorgaben des Umweltschutzes

Die allgemeinen Ziele zum Schutz von Umwelt, Natur und Landschaft sind im Bauge-
setzbuch (BauGB), Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), Naturschutzgesetz Baden-
Württemberg (NatSchG), Wasserhaushaltsgesetz (WHG), Wassergesetz für Baden-
Württemberg (WG), Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG), Bundesbodenschutz-
gesetz (BBodSchG) und der Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV) formuliert.

Schutz-
gut Allgemeine Zielvorgaben Berücksichtigung der

Zielvorgaben

Fläche Baugesetzbuch: Sparsamer und schonender Um-
gang mit Grund und Boden durch Wiedernutzbarma-
chung von Flächen, Nachverdichtung und Innenent-
wicklung zur Verringerung zusätzlicher Inanspruch-
nahme von Böden.

- Minimierung des Flächenver-
brauchs durch Umnutzung des
ehemaligen Kasernenareals
mit Gebäuden, Erschließungs-
straßen und Parkplätzen.

Mensch Bundesimmissionsschutzgesetz inkl. Verordnun-
gen: Schutz des Menschen, der Tiere und Pflanzen,
des Bodens, des Wassers, der Atmosphäre sowie der
Kultur- und Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwir-
kungen (Immissionen) sowie Vorbeugung hinsichtlich
des Entstehens von Immissionen

- Berücksichtigung der Anforde-
rungen des Immissionsschut-
zes.

- Festsetzung von Geräusche-
missionskontingenten
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Schutz-
gut Allgemeine Zielvorgaben Berücksichtigung der

Zielvorgaben

TA Lärm: Schutz der Allgemeinheit und Nachbar-
schaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Ge-
räusche sowie deren Vorsorge.

DIN 18005: Schallschutz als Voraussetzung für ge-
sunde Lebensverhältnisse. Verringerung von Beein-
trächtigungen insbesondere am Entstehungsort, aber
auch durch städtebauliche Maßnahmen in Form von
Lärmvorsorge und –minderung

Arten
und Bio-
tope

Bundesnaturschutzgesetz: Die wild lebenden Tiere
und Pflanzen und ihre Lebensgemeinschaften sind als
Teil des Naturhaushaltes in ihrer natürlichen und histo-
risch gewachsenen Artenvielfalt zu schützen. Ihre Bio-
tope und ihre sonstigen Lebensbedingungen sind zu
schützen, zu pflegen, zu entwickeln oder wiederherzu-
stellen.

- Berücksichtigung der Anforde-
rungen des Artenschutzes und
Biotopverbunds

- Ausgleich für entfallende Bio-
topstrukturen

- Ersatzaufforstung für entfal-
lende Waldflächen

- Erhaltung oder Neuanpflan-
zung von standortgerechten
Bäumen und Gehölzen

- Naturschutzrechtliche Aus-
gleichsmaßnahmen (extern)

Landesnaturschutzgesetz: Alle öffentlichen Pla-
nungsträger haben bei ihren Planungen und Maßnah-
men die Belange des Biotopverbunds zu berücksichti-
gen.

Die Biotopverbundelemente sind durch Biotopgestal-
tungsmaßnahmen und durch Kompensationsmaßnah-
men mit dem Ziel zu ergänzen, den Biotopverbund zu
stärken.

Baugesetzbuch: Vermeidung und Ausgleich voraus-
sichtlich erheblicher Beeinträchtigungen der Leistungs-
und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes.

Boden Bundesbodenschutzgesetz: Die Funktionen des Bo-
dens sind nachhaltig zu sichern oder wiederherzustel-
len

- Fachgerechter, schonender
Umgang mit Bodenmaterial

- Rekultivierung von Flächen mit
Bodenabtrag

- Begrünung von Flächen auf
denen Bodenmodellierungen
notwendig werden (Bepflan-
zung, Wiesenansaat)

Bundesnaturschutzgesetz: Böden so erhalten, dass
sie ihre Funktionen im Naturhaushalt erfüllen können;
Pflanzendecken sichern bzw. standortgerechte Vege-
tationsentwicklung ermöglichen; Vermeidung von Bo-
denerosionen

Wasser Wasserhaushaltsgesetz: Bei Maßnahmen mit Ein-
wirkungen auf Gewässer Verunreinigung des Wassers
oder sonstige nachteilige Veränderung seiner Eigen-
schaften vermeiden; sparsame Verwendung des Was-
sers; Leistungsfähigkeit des Wasserhaushaltes erhal-
ten; Vergrößerung und Beschleunigung des Wasser-
abflusses vermeiden.

Dezentrale Rückhaltung des
Oberflächenwassers durch
Dachbegrünung oder Zister-
nen

Zentrale Rückhaltung und Ver-
sickerung von Oberflächen-
wasser

Fachgerechte Behandlung des
Oberflächenwassers von mög-
licherweise beeinträchtigten
Flächen

Begrenzung der Oberflächen-
versiegelung

Schutz des Grundwassers
durch Flächenabdichtung und
technische Vorkehrungen

Europäische Wasserrahmenrichtlinie: Grundwas-
ser: Guter quantitativer und chemischer Zustand, Um-
kehr von signifikanten Belastungstrends, Schadstoffe-
intrag verhindern oder begrenzen, Verschlechterung
des Grundwasserzustandes verhindern.
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Schutz-
gut Allgemeine Zielvorgaben Berücksichtigung der

Zielvorgaben

Luft TA Luft:  Schutz der Allgemeinheit und Nachbarschaft
vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverun-
reinigungen

- Berücksichtigung der Anforde-
rungen des Immissionsschut-
zes.

- Wiederherstellung von Wald

- Erhaltung oder Neupflanzung
von Bäumen und Sträuchern
zur Verbesserung der Lufthygi-
ene und Verminderung von
Aufheizung versiegelter Flä-
chen

- Extensive Dachbegrünung

- Begrenzung der Oberflächen-
versiegelung

- Nutzung der Dachflächen für
Photovoltaikanlagen

Bundesimmissionsschutzgesetz inkl. Verordnun-
gen: Schutz der Schutzgüter vor schädlichen Umwelt-
einwirkungen sowie Vorbeugung hinsichtlich des Ent-
stehens von Immissionen

Klima Bundesnaturschutzgesetz: Vermeidung von Beein-
trächtigungen des Klimas, besonders durch regenera-
tive Energienutzung; Erhaltung, Entwicklung und Wie-
derherstellung von Wald und sonstigen Gebieten mit
günstiger klimatischer Wirkung sowie von Luftaus-
tauschbahnen

Erholung
/ Land-
schafts-
bild

Bundesnaturschutzgesetz: Die Landschaft ist in ih-
rer Vielfalt, Eigenart und Schönheit auch wegen ihrer
Bedeutung als Erlebnis und Erholungsraum des Men-
schen zu sichern. Ihre charakteristischen Strukturen
und Elemente sind zu erhalten oder zu entwickeln. Be-
einträchtigungen des Erlebnis- oder Erholungswerts
der Landschaft sind zu vermeiden.

- Teilweise Erhaltung und Er-
gänzung der Wald- und Ge-
hölzstrukturen, die das Gebiet
gegenüber der Landschaft ab-
schirmen

Kultur-
und
Sachgü-
ter

Bundesnaturschutzgesetz: Historische Kulturland-
schaften und - landschaftsteile von besonderer Eigen-
art, einschließlich solcher von besonderer Bedeutung
für die Eigenart oder Schönheit geschützter oder
schützenswerter Kultur-, Bau- und Bodendenkmäler,
sind zu erhalten.

- Sicherung von Bodendenkma-
len, falls erforderlich

3.2 Vorgaben übergeordneter Planungen

3.2.1 Regionalplan / Landschaftsrahmenplan

Regionalplan
Die Verbandversammlung des Regionalverbands Neckar-Alb hat am 18.05.2021 die 5.
Regionalplanänderung als Satzung einschließlich Umweltbericht beschlossen. Die Ge-
nehmigung des Ministeriums für Landesentwicklung und Wohnen für die 5. Änderung
liegt mit Datum vom 21. Dezember 2022 vor; sie wurde am 13. Januar 2023 durch Ver-
öffentlichung im Staatsanzeiger für Baden-Württemberg Nr. 1/2023 verbindlich.
Der Plansatz Z (4) wird um einen neuen Gewerbeschwerpunkt ergänzt: „Meßstetten/in-
terkommunal Industriepark Zollernalb“: Zudem wird Meßstetten als regionalbedeutsamer
Schwerpunkt für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen als Vorranggebiet
festgelegt und in der Raumnutzungskarte dargestellt.
Im Zuge der Neufestlegung des Schwerpunktes für Industrie, Gewerbe und Dienstleis-
tungseinrichtungen am ehemaligen Standort der Zollernalb-Kaserne werden insgesamt
17,3 ha regionaler Grünzug im Süden des Standorts zurückgenommen. Gleichzeitig wird
im Nordwesten des Standorts regionaler Grünzug in VBG Grünzug umgewandelt (3,19
ha). Zudem werden im Norden/Osten des Standorts 10,5 ha als regionaler Grünzug neu-
festgelegt.
Für das Plangebiet werden danach im Regionalplan keine Aussagen getroffen, die der
Aufstellung des Bebauungsplans „Interkommunaler Industrie- und Gewerbepark Zoller-
nalb“ entgegenstehen.
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Abb. 3: Auszug aus der Raumnutzungskarte der 5. Änderung des Regionalplans Neckar-Alb
2013 [1]

Landschaftsrahmenplan
In der Karte „Regionales Freiraumkonzept“ des Landschaftsrahmenplans Neckar-Alb
(Stand 07.06.2011) ist dargestellt:
- bestehendes Siedlungsgebiet für den Bereich des ehemaligen Kasernenareals
- wertvolle großflächige Freiräume rings um das Kasernenareal
- wertvolle Gebiete für Erholung und landschaftsgebundenen Tourismus rings um das

Kasernenareal
- wertvolle Gebiete für Bodenerhaltung südlich des Planungsgebiets

Abb. 4: Karte „Regionales Freiraumkonzept“ Landschaftsrahmenplan Neckar-Alb (Stand
07.06.2011)
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3.2.2 Flächennutzungsplan / Landschaftsplan

Flächennutzungsplan
Das gesamte Gebiet der ehemaligen Zollernalb-Kaserne ist im rechtswirksamen Flä-
chennutzungsplan der Verwaltungsgemeinschaft Meßstetten/Nusplingen/Obernheim
(Fortschreibung 2010) als „Sonderbaufläche Bund“ dargestellt. Südlich und westlich
grenzen Flächen für die Landwirtschaft an.
Die Entwicklung des Plangebietes aus dem Flächennutzungsplan gemäß § 8 Abs. 2
BauGB ist nicht gegeben. Daher ist eine Änderung des Flächennutzungsplanes notwen-
dig, die im Parallelverfahren erfolgt.

Abb. 5: Auszug aus dem „Flächennutzungsplan Verwaltungsgemeinschaft Meßstetten/Nusplin-
gen/Obernheim Fortschreibung 2010

Landschaftsplan
Ein Landschaftsplan, der zu berücksichtigende Aussagen zu dem Gebiet treffen könnte,
existiert nicht.

3.2.3 Schutzgebiete

Innerhalb des Untersuchungsgebiets befinden sich folgende Schutzgebiete bzw. ge-
schützte Objekte [2]:

Gesetzlich geschützte Biotope (§ 30 BNatSchG / §33 NatSchG)
- Feldgehölz und Magerrasen ehemalige Kaserne Meßstetten

(Biotop-Nr. 178194175369)
- Doline O Meßstetten 'Hölltal' (Biotop-Nr. 178194179676)
- Feldgehölz Gewann Schneckenberg (Biotop-Nr. 178194175368)
- FFH-Wiese: Magerwiese ehemaliges Kasernengelände Meßstetten

(MW-Nr.: 6510800046049324)
Mit der Gesetzesänderung zum Schutz der Insektenvielfalt in Deutschland am 1.
März 2022 wurden die Mageren Flachland-Mähwiesen in den Katalog der ge-
setzlich geschützten Biotope nach § 30 BNatSchG aufgenommen.

Naturpark
- Naturpark ‚Obere Donau‘ (Schutzgebiets-Nr. 4)

Die nächstgelegenen Natura-2000-Gebiete sind (ca. 400 m südöstlich):
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- FFH-Gebiet ‚Truppenübungsplatz Heuberg‘ (SG-Nr. 7820342)
- Vogelschutzgebiet ‚Südwestalb und Oberes Donautal‘ (SG-Nr. 7820441)

Abb. 6:   Schutzgebiete (Quelle: LUBW – Umwelt-Daten und –Karten Online (UDO) 2023)

Wasserschutzgebiete
Das Gelände der ehemaligen Zollernalb-Kaserne liegt vollständig in der Wasser-
schutzzone III des rechtlich festgesetzten Wasserschutzgebiets „Quellen im
Schmiechatal“ mit der Rechtsverordnung des Landratsamts Zollernalbkreis vom
02.12.1988. Die umgebenden Flächen (Wiesenflächen, Waldflächen) liegen inner-
halb der Wasserschutzzone IIB.
Die Flächen westlich der Geißbühlstraße (Landwirtschaftlicher Betrieb, Soldaten-
heim, Intensivlandwirtschaft) liegen innerhalb des rechtlich festgesetzten Wasser-
schutzgebietes „Heuberg“ mit der Rechtsverordnung des Landratsamts Zollernalb-
kreis vom 10.05.1989.

Landschaftsschutz-
gebiet ‚Albstadt-Bitz‘
SG-Nr, 4.17.001

Naturpark ‚Obere Donau‘
Schutzgebiets-Nr. 4

Landschaftsschutzge-
biet ‚Großer Heuberg ‘
SG-Nr, 4.17.042

Biotop-Nr. 178194175369
Feldgehölz und Magerrasen
ehemalige Kaserne Meß-
stetten

Biotop-Nr. 178194179676
Doline O Meßstetten
'Hölltal'

Biotop-Nr.
178194175368
Feldgehölz Gewann
Schneckenberg

FFH-Mähwiese: Magerwiese
ehemaliges Kasernenge-
lände Meßstetten
MW-Nr.: 6510800046049324

FFH-Gebiet ‚Truppen-
übungsplatz Heuberg‘
SG-Nr. 7820342

Vogelschutzgebiet ‚Süd-
westalb und Oberes Do-
nautal‘
SG-Nr. 7820441
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Abb. 7: Karte Wasserschutzgebietszonen mit Lage Planungsgebiet
(Quelle: LUBW – Umwelt-Daten und –Karten Online (UDO) 2024)

4 Bestandsbeschreibung und Umweltauswirkungen der Planung

4.1 Schutzgut Fläche

4.1.1 Bestand

Das Bebauungsplangebiet hat eine Gesamtfläche von 417.440 m² (41,744 ha).
Das Plangebiet befindet sich ca. 2 km östlich des Zentrums der Stadt Meßstetten. Süd-
westlich des Plangebiets besteht ein landwirtschaftlicher Betrieb. Innerhalb des Gebiets
befinden sich die aktuell leerstehenden, bzw. zeitweise als Flüchtlingsunterkunft genutz-
ten Anlagen der ehemaligen Zollernalb-Kaserne. Im Süden werden Teilflächen vom an-
grenzenden Betrieb als Grünland genutzt. Mehrere Waldstrukturen befinden sich inner-
halb des Planungsgebiets, das im Norden, Osten und Süden nahezu vollständig von
Waldflächen umgeben ist.
Bisherige Nutzung:
�� Erschließung ehem. Kaserne 85.761 m²
�� Bebauung ehem. Kaserne 33.930 m²
�� Wald 54.946 m²
�� Grünlandnutzung 46.700 m²
�� Sportfläche (ehem. Spielfelder) 12.744 m²
�� Sonstige Grünfläche 180.705 m²
�� Wirtschaftsweg (privat) 2.270 m²
�� Verkehrsgrün 384 m²

4.1.2 Vorbelastung

Ein großer Teil des Gebiets ist durch die Vornutzung als Kaserne bereits mit zahlrei-
chen Gebäuden und Verkehrsflächen (Straßen, Wege, Parkplätze) überbaut.

4.1.3 Empfindlichkeit / Bewertung Bestand

Überwiegend geringe Empfindlichkeit wegen bestehender Bebauung, Erschließungs-
und Parkierungsflächen.

WSG „Quellen im
Schmiechatal“

WSG „Heuberg““
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4.1.4 Auswirkungen der Planung

Anlagebedingt:
Geplante Nutzung:
�� Öffentliche Verkehrsfläche 36.425 m²
�� Öffentliche Grünfläche 22.657 m²
�� Regenrückhaltung, Versickerung 5.250 m²
�� Industriegebiet (GI) 314.450 m²
�� Gewerbegebiet (GE) 34.850 m²
�� Quartiersparkhaus, -Parkplatz 3.808 m²

4.1.5 Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen

- Die bestehende, ehemalige Kasernenerschließung wird zur öffentlichen Verkehrser-
schließung ausgebaut.

- Parkplatzflächen werden zu bebaubarer Industriegebietsfläche
- Bebauung wird nach Möglichkeit erhalten und umgenutzt
- Die Gebäude, die sich in einem schlechten Zustand befinden, werden durch den

Zweckverband zurückgebaut.

4.1.6 Beurteilung der verbleibenden Auswirkungen

Sparsamer Umgang mit Grund und Boden durch Umnutzung zuvor bereits bebauter Flä-
chen.

4.2 Schutzgut Mensch (Immissionen)

4.2.1 Bestand

Schutzbedürftige Nutzungen
Das Plangebiet befindet sich ca. 1 km östlich des Ortsrands von Meßstetten und ca. 2
bis 2,5 km südlich von Albstadt-Ebingen. Direkt südwestlich des Plangebiets besteht ein
landwirtschaftlicher Betrieb mit Wohnnutzungen und ca. 1,1 km südöstlich befindet sich
ein Aussiedlerhof.

Lärmimmissionen
Ca. 400 m östlich und südlich des Plangebiets beginnt der Truppenübungsplatz Heu-
berg. Von diesem Gelände können insbesondere bei Schießübungen Schallimmissionen
auf das Plangebiet einwirken.

Geruchsimmissionen
Außerhalb des Plangebiets, westlich der Geißbühlstraße, befindet sich ein landwirt-
schaftlicher Betrieb mit einer Hofstelle, in der Rinder, Kälber sowie Pferde gehalten wer-
den. Außerdem befindet sich am Standort dieser Hofstelle eine genehmigte Biogasan-
lage.
Aufgrund der mit dem Betrieb der Anlagen einhergehenden Geruchsemissionen und der
damit verbundenen Geruchsimmissionen im Bebauungsplangebiet wurde für die immis-
sionsschutzfachliche Ausgestaltung des Bebauungsplanes und die immissionsschutz-
rechtliche Bewertung ein Geruchsgutachten erstellt: „Sachverständigengutachten zu
Gerüchen, Interkommunaler Industrie- und Gewerbepark Zollernalb, Ingenieurbüro für
Technischen Umweltschutz Dr.-Ing. Frank Dröscher, Tübingen, Mai 2025“. Nachfolgend
werden nur Auszüge dargestellt. Für weitere Informationen wird auf das Gutachten ver-
wiesen.
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Die Emission von Geruchsstoffen kann in der Umgebung einer Geruchsquelle zu erheb-
lichen Belästigungen führen. Die Eigenschaft, beim Menschen Geruchsempfindungen
auszulösen, ist eine spezifische Eigenheit des jeweiligen Stoffes. Der Geruch kann wahr-
genommen werden, wenn die spezifische Geruchsschwelle des jeweiligen Geruchsstof-
fes überschritten wird.
Üblicherweise werden Gerüche nicht aufgrund ihrer Intensität, sondern aufgrund der
Häufigkeit ihrer Wahrnehmung beurteilt.
Die Geruchsimmissionen sind als jährliche Geruchswahrnehmungshäufigkeiten zu be-
stimmen. Überschreitet die Gesamtbelastung den im Anhang 7 TA Luft angegebenen
Immissionswert, so sind erhebliche Geruchsbelästigungen nicht auszuschließen.

Der Immissionswert von 0,25 (relative Häufigkeit der Geruchsstunden von über 25 %)
wird entsprechend im vorliegenden Fall als Schwellenwert betrachtet, bei deren Über-
schreitung grundsätzlich keine zum dauerhaften Aufenthalt von Personen bestimmten
Aufenthaltsbereiche im Plangebiet mehr zugelassen werden sollen (Geruchsbetroffen-
heitsbereich 1).
Innerhalb des Bereichs mit einer relativen Häufigkeit der Geruchsstunden zwischen > 15
% und �” 25 % (Geruchsbetroffenheitsbereich 2) sollen dauerhafte Aufenthaltsbereiche
von Personen in Gebäuden grundsätzlich zugelassen werden, sofern in Abhängigkeit
der vorgesehenen Nutzung verhältnismäßige Schutzvorkehrungen ergriffen werden.

Die Ermittlung und Bewertung der Geruchsimmissionen erfolgten für 2 Szenarien:
In einem Szenario 1 werden die Emissionen und Immissionen innerhalb des Plangebie-
tes aus dem Betrieb der landwirtschaftlichen Rinderhaltung einschließlich der Pferdehal-
tung sowie der Biogasanlage jeweils im immissionsschutzrechtlich genehmigten Umfang
(Genehmigungsbestand) ermittelt und bewertet.
Die Betrachtungen im Szenario 1 schließen die beabsichtigten Betriebserweiterungen
der landwirtschaftlichen Rinderhaltung ein.
Aufgrund der Novellierung der TA Luft im Jahr 2021 besteht für den Betrieb der Biogas-
anlage die Verpflichtung zur Verminderung der Emissionen aus den Gärrestebehältern
durch eine geeignete Abdeckung.
Zudem beabsichtigt der Betreiber die Umstellung der Biogasanlage von einer Strompro-
duktion zu einer Biogasaufbereitung. Hierdurch entfällt die Emissionsquelle der Biogas-
BHKW mit den entsprechenden Immissionsbeiträgen.
Diese konkreten Entwicklungen führen zu einer Verminderung der Geruchsbetroffen-
heitsbereiche im Bebauungsplangebiet. Der Planzustand einschließlich dieser beiden
absehbaren Entwicklungen wird im Szenario 2 dargestellt.
Die Untersuchung zeigt auf, dass in Teilen des räumlichen Geltungsbereiches des Be-
bauungsplanes Festsetzungen zum Schutz vor Geruchsimmissionen und Nutzungsein-
schränkungen vorzusehen sind.
Zur Konkretisierung der Festsetzungen und Schutzmaßnahmen in Abhängigkeit von der
Höhe der Geruchsimmissionen wurden Geruchsbetroffenheitsbereiche definiert, die
auch im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans dargestellt sind.
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Abb. 8: Gesamtbelastung - Geruchswahr-
nehmungshäufigkeit als Anteil der Jahres-
stunden - Szenario 1 [3]

Abb. 9: Geruchsbetroffenheitsbereiche -
Szenario 1 [3]

Abb. 10: Gesamtbelastung - Geruchswahr-
nehmungshäufigkeit als Anteil der Jahres-
stunden - Szenario 2 [3]

Abb. 11: Geruchsbetroffenheitsbereiche -
Szenario 2 [3]

4.2.2 Vorbelastung

Vorbelastung durch Schießlärm vom Truppenübungsplatz Heuberg.
Vorbelastung durch bestehende Geruchsimmissionen des unweit gelegenen landwirt-
schaftlichen Betriebs und der Biogasanlage.

4.2.3 Empfindlichkeit / Bewertung Bestand

Einzelne schutzbedürftige Wohnnutzungen im direkten Umfeld des Planungsgebiets.
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4.2.4 Auswirkungen der Planung

Baubedingt:
- Vorübergehende Emissionen von Lärm und Staub durch Baustellenbetrieb und An-

dienungsverkehr
Anlagebedingt:
- Der Betrieb der Schieß- und Sprenganlagen auf dem Truppenübungsplatz muss be-

reits heute auf die bestehende schutzbedürftige Nachbarschaft in stärkerem Maße
Rücksicht nehmen als auf die geplante Nutzung im Plangebiet. Überschreitungen
der Orientierungswerte nach DIN 18005 Beiblatt1 sowie der Immissionsrichtwerte
der TA Lärm durch die Schalleinwirkungen vom Truppenübungsplatz sind im Plan-
gebiet somit nicht zu besorgen. Im Plangebiet sind daher keine unzumutbaren
Schalleinwirkungen vom Truppenübungsplatz Heuberg zu befürchten und es sind
keine Maßnahmen zum Schutz vor Schießlärm erforderlich. [4]

- In Teilbereichen des Planungsgebiets erfolgen erhebliche Geruchsbelästigungen
durch den bestehenden landwirtschaftlichen Betrieb und die Biogasanlage mit einer
relativen Häufigkeit der Geruchsstunden von über 25 %.

Betriebsbedingt:
- Gewerbliche Schallemissionen aus dem Plangebiet, die auf die schutzbedürftigen

Nutzungen in der Nachbarschaft einwirken:
Die Orientierungswerte der DIN 18005 Beiblatt 1 sowie die Immissionsrichtwerte der
TA Lärm werden beim Ansatz typischer flächenbezogener Schallleistungspegel für
Gewerbe- und Industriegebiete in der Nachbarschaft im Tagzeitraum nicht über-
schritten. Im Tagzeitraum ist daher keine planerische Beschränkung der Schallemis-
sionen erforderlich, da potentielle Schallschutzkonflikte auf geeignete Weise im
Baugenehmigungsverfahren auf Grundlage der konkreten Planung mit hinreichen-
der Sicherheit sachgerecht gelöst werden können.
Im Nachtzeitraum werden die Orientierungswerte der DIN 18005 Beiblatt 1 sowie
die Immissionsrichtwerte der TA Lärm dagegen um bis zu 13 dB(A) überschritten.
Im Nachtzeitraum ist deshalb eine planerische Beschränkung der Schallemissionen
erforderlich. [4]

4.2.5 Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen

- Standort mit größtmöglichem Abstand zu schutzbedürftigen Wohngebieten
- Mit einer Geräuschkontingentierung gemäß DIN 45691 können die Schallemissio-

nen aus dem Plangebiet planungsrechtlich gesteuert werden. Die Schallemissionen
werden durch die Geräuschkontingentierung so begrenzt, dass die Immissionsricht-
werte der TA Lärm an den umliegenden schutzbedürftigen Nutzungen auch bei ei-
ner Vollaufsiedlung des Plangebiets nicht überschritten werden.
Die Emissionskontingente werden für die im zeichnerischen Teil des Bebauungs-
plans abgegrenzten Teilflächen festgesetzt. Weiterhin werden Richtungssektoren
dargestellt, in denen eine Erhöhung der Emissionskontingente möglich ist.
Im Rahmen von späteren konkreten Anlagengenehmigungen im Plangebiet ist der
zulässige Immissionsanteil an den maßgeblich betroffenen schutzbedürftigen Nut-
zungen in der Nachbarschaft gemäß DIN 45691 aufgrund der Grundstücksgröße
der Anlage zu ermitteln. Eine Anlage ist nur dann genehmigungsfähig, wenn die ge-
mäß TA Lärm von der beantragten Anlage ausgehenden Schallimmissionen die zu-
lässigen Pegel gemäß Geräuschkontingentierung nicht überschreiten.

- Festsetzungen im Bebauungsplan für Maßnahmen zum Schutz vor erheblichen Be-
lästigungen durch Geruchsimmissionen: Im Geruchsbetroffenheitsbereich 1 (Häufig-
keit der Geruchsstunden über 25%) sind keine – bzw. nur ausnahmsweise und un-
ter bestimmten Auflagen - dauerhaften Aufenthaltsbereiche von Personen zulässig.
Im Geruchsbetroffenheitsbereich 2 (Häufigkeit der Geruchsstunden über > 15 %
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und �” 25 %) sind dauerhafte Aufenthaltsbereiche von Personen zulässig, sofern ge-
eignete Schutzmaßnahmen erfolgen (gestalterische Maßnahmen, wie konstruktiven
und technischen Schutz).

4.2.6 Beurteilung der verbleibenden Auswirkungen

Die nachteiligen Umweltauswirkungen sind nicht erheblich.

Im Rahmen der Bauleitplanung erfolgt eine Beurteilung zur grundsätzlichen schalltech-
nischen Realisierbarkeit der im Plangebiet vorgesehenen Nutzungen unter Berücksich-
tigung der veranschlagten Geräuschkontingentierung. Der detaillierte schalltechnische
Nachweis zur Nachbarschaftsverträglichkeit ist im Rahmen des nachgelagerten Geneh-
migungsverfahrens mit dem Bauantrag zu führen.

4.3 Schutzgut Pflanzen / Tiere

4.3.1 Bestand

Naturraum
Großlandschaft: Schwäbische Alb (Nr. 9)
Naturraum: Hohe Schwabenalb (Nr. 93) [2]

Potentielle natürliche Vegetation
Ohne menschlichen Einfluss würde sich in diesem Gebiet ein Waldgersten-Buchenwald,
örtlich Waldmeister-Buchenwald oder Seggen-Buchenwald der Albhochfläche ausbilden
(Buchenwälder sehr basenreicher bis kalkhaltiger Standorte, örtlich mit mäßig trockenen
oder anderen Sonderstandorten. Höhenstufe: montan) [2]

Vorhandene Biotoptypen
- Fettwiese mittlerer Standorte (33.41)
- Magerwiese mittlerer Standorte (33.43)
- Grasreiche ausdauernde Ruderalvegetation (35.64)
- Magerrasen basenreicher Standorte (36.50)
- Gehölz / Feldgehölz (41.10)
- Gebüsch mittlerer Standorte (42.20)
- Baum (45.30b)
- Wald (naturferner Waldbestand mit nicht standortheimischen Nadelbäumen) (59.40)
- Bebaute Fläche (60.10)
- Völlig versiegelte Fläche (Straße / Weg / Parkplatz / Lagerfläche) (60.21)
- Völlig versiegelte Fläche (Kunststoffbelag Sportanlage) (60.21)
- Rasenpflaster (60.22)
- Schotterweg mit Bewuchs (60.23)
- Grasweg (60.25)
- Lagerfläche (Grünschnitt, Holz) (60.41)

Biotopverbund
Gemäß der Karte des landesweiten Biotopverbunds im Offenland ist das Biotop ‚Feldge-
hölz und Magerrasen ehemalige Kaserne Meßstetten‘ im Südosten des Planungsgebiets
als Kernfläche des Biotopverbunds trockener Standorte mit einem Suchraum in südliche
Richtung dargestellt.
Die FFH-Wiese ‚Magerwiese ehemaliges Kasernengelände Meßstetten‘ ist als isolierte
Kernfläche des Biotopverbunds mittlerer Standorte dargestellt.
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Abb. 12: Karte Biotopverbund mit Lage Planungsgebiet
(Quelle: LUBW UDO 11/2024)

Schutzgebiete
Innerhalb des Untersuchungsgebiets befinden sich folgende Schutzgebiete bzw. ge-
schützte Objekte (Abb. 6):
Gesetzlich geschützte Biotope (§ 30 BNatSchG / §33 NatSchG)
- Feldgehölz und Magerrasen ehemalige Kaserne Meßstetten

Biotop-Nr. 178194175369
Nach BNatSchG geschützt als Trockenrasen.
Nach NatSchG geschützt als Feldhecken und Feldgehölze.
Biotopbeschreibung (2014): Gut ausgebildeter Magerrasen auf einer schwach süd-
exponierten Fläche am Südrand des Kasernengeländes Meßstetten, mit Arten der
oberflächlich entkalkten, Magerrasen wie Sonnenröschen, Flügelginster, Mausohr-
Habichtskraut und Arten der Salbei-Glatthaferwiesen; stellenweise offener Boden
mit Flechten (Peltigera sp.) und anstehender Fels. Vorkommen des Kleinen Mäde-
süß (Filipendula vulgaris). Über die Fläche verstreut einige Sträucher (u.a. Wachol-
der) und Strauchgruppen. In der Fläche zwei Gruben unbekannter Entstehung Im
Osten des Biotops steht ein lockeres Feldgehölz mit Salweiden, Bergahorn, Kir-
sche, einer Fichte und einer Vogelbeere. Spärlicher strauchiger Unterwuchs mit
Schlehen und Haselnuss. Saum mit zahlreichem Löwenzahn und Wiesenstorch-
schnabel.
Fläche: 0,3763 ha

- Feldgehölz Gewann Schneckenberg
Biotop-Nr. 178194175368
Nach NatSchG geschützt als Feldhecken und Feldgehölze.
Biotopbeschreibung (1996, 2014): Lockeres Feldgehölz, südexponiert, mit Eichen,
Zitterpappeln, Buchen, Feld- und Bergahorn, strauchiger Unterwuchs mit Dor-
nensträuchern und Haselnuß, Saum nitrophytisch.
Fläche: 0,0722 ha

- Doline O Meßstetten 'Hölltal'
Biotop-Nr. 178194179676
Nach NatSchG geschützt als Doline.
Biotopbeschreibung (2014): Flache Doline mit ca. 30m Durchmesser innerhalb
Wirtschaftsgrünlands, von einer Hecke aus nicht standorttypischen Bäumen (nicht
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geschützt) umgeben. Die Doline selbst wird nicht intensiv genutzt und ist mit gras-
reicher Ruderalvegetation bewachsen. In der Senke treten mit Mädesüß und Kohl-
distel Feuchtezeiger auf.
Fläche: 0,0747 ha

- Magerwiese ehemaliges Kasernengelände Meßstetten
Biotop-Nr. 378194170306
Nach BNatSchG geschützt als Magere Flachland-Mähwiese („FFH-Wiese“)
Erfassung: 2015
Artenreiche Magere Flachland-Mähwiese in der Ausbildung einer Salbei-Glatthafer-
wiese. Die regelmäßig (vermutlich ein bis zweischürig) gemähte Wiese ist nieder-
wüchsig und wenig produktiv. Der Aufwuchs ist bodennah geschlossen und weist
eine lockere obere Vegetationsschicht aus Gräsern und hochwüchsigen Stauden
auf. Magerkeitszeiger sind aspektbestimmend. Vereinzelte Vorkommen von Auf-
rechter Trespe weisen auf örtlich begrenzte Tendenz zur Austrocknung des Bodens
hin. Das Spektrum wertgebender Arten ist breit gestreut, einige zählen während ihrer
Blütezeit zu den Hauptarten der Wiese.
Fläche: 0,1635 ha

Natura-2000-Gebiete
Ab etwa 400 m südöstlich des Plangebiets befinden sich die Natura-2000-Gebiete:
- FFH-Gebiet ‚Truppenübungsplatz Heuberg‘ (SG-Nr. 7820342)
- Vogelschutzgebiet ‚Südwestalb und Oberes Donautal‘ (SG-Nr. 7820441)

Um zu klären, ob mit Aufstellung des Bebauungsplans die Schutz- und Erhaltungsziele
dieser Schutzgebiete des Netzes Natura 2000 erheblich betroffen werden können, be-
darf es jeweils einer Natura 2000-Vorprüfung.
Im Folgenden werden nur Auszüge aus der Untersuchung wiedergegeben:

Bebauungsplan „Interkommunaler Industrie- und Gewerbepark Zollernalb“, Meß-
stetten – Natura 2000-Vorprüfung –, HPC AG, Rottenburg a. N., 01.07.2025

Das Plangebiet befindet sich außerhalb der genannten Natura 2000-Gebiete. Es findet
somit keine direkte Veränderung von Vegetations- bzw. Biotopstrukturen innerhalb eines
Gebiets von gemeinschaftlicher Bedeutung statt.
Bei der Beurteilung der Erheblichkeit von Eingriffen außerhalb von Natura 2000-Gebie-
ten ist grundsätzlich zu berücksichtigen, dass nicht die Auswirkungen selbst entschei-
dend sind, sondern eine daraus resultierende Beeinträchtigung im Gebiet. Zu prüfen ist
demnach nicht die innerhalb des Plangebiets vorgesehenen Veränderung der Flächen
bzw. Strukturen im Einzelnen. Vielmehr sind die möglicherweise nachteiligen Folgen zu
untersuchen, welche sich im Falle eines funktionalen Zusammenhangs zu den für die
Erhaltungsziele eines Gebiets maßgeblichen Bestandteilen ergeben.
Für die beiden Natura 2000-Gebiete liegen Managementpläne vor.

Mit dem Planvorhaben können folgende Natura 2000-gebietsbezogenen Wirkungen ver-
bunden sein:
�x Zu berücksichtigen sind Lärmimmissionen, die als Folge der zulässigen Betriebe, ein-

schließlich des Verkehrs entstehen. Sie können auf die Lebensstätten von Arten des
Vogelschutzgebiets einwirken und ggf. zu Beeinträchtigungen, z. B. hinsichtlich des
Fortpflanzungserfolgs führen.

�x Zu berücksichtigen sind auch Lichtimmissionen, die von zulässigen Betrieben am
Rand des Plangebiets ausgehen können. Die Lebensstätten nachtaktiver Tiere, wie
z. B. Fledermäuse und Eulen, können durch nächtliche Lichtabstrahlungen beein-
trächtigt werden. Im Vogelschutzgebiet könnte davon der Uhu betroffen sein.



Seite 20

Umweltbericht zum Bebauungsplan „Interkommunaler Industrie- und Gewerbepark Zollernalb“

König + Partner PartmbB · Freie Landschaftsarchitekten

�x Weiterhin sind Immissionen von Luftschadstoffen zu berücksichtigen, z. B. Feinstaub-
Stickstoff- und Schwefelimmissionen, die über das Abgas von Betrieben sowie den
Verkehr freigesetzt werden können. Zu betrachten ist neben dem Gehalt der Schad-
stoffe in der Luft ggf. auch die Deposition von Luftschadstoffen.
Von Nährstoffen wie Stickstoffverbindungen betroffen sein können insbesondere
FFH-Lebensraumtypen, die auf mageren Standorten vorkommen (Wacholderheiden,
Magerrasen, Magerwiesen). Auch Wald-Lebensraumtypen sind aufgrund der großen
Kontaktfläche der Blätter besonders empfindlich gegenüber Stickstoffeinträgen;
Waldböden reagieren empfindlich auf Stickstoffeinträge. Erhöhte Nähstoffeinträge
führen zu einem Rückgang der Artenvielfalt und zu einer Verdrängung typischer an-
gepasster Arten durch nitrophile Pflanzen. Indirekt betroffen können Arten des FFH-
Gebiets und des Vogelschutzgebiets sein, die auf solche Lebensräume angewiesen
sind.
Einträge von Schwefel- und Stickstoffverbindungen wirken im Boden versauernd. Sie
können die Zusammensetzung der Pflanzengesellschaften verändern

Artenschutz / Tiere
Anmerkung: Hier wird nur eine kurze Zusammenfassung aus dem Artenschutz-Gutach-
ten wiedergegeben:

Interkommunaler Industrie- und Gewerbepark Zollernalb - Spezielle artenschutz-
rechtliche Prüfung -, HPC AG, Rottenburg a. N., 09.10.2025

Zur Beurteilung des artenschutzrechtlichen Potenzials des Plangebiets wurde im Früh-
jahr 2021 zunächst eine Relevanzprüfung [5] durchgeführt. Auf dieser Grundlage erfolg-
ten im Jahr 2021 vertiefte Untersuchungen der Artengruppen Fledermäuse, Vögel, Rep-
tilien und Tagfalter/Widderchen. Weiterhin wurden Haselmaus und Dicke Trespe vertieft
untersucht. Das Kartiergebiet umfasste die jeweils geeigneten potenziellen Lebens-
räume der Arten im Plangebiet sowie den angrenzenden Kontaktlebensraum.
Ergebnis:
Fledermäuse
Im Rahmen der Untersuchungen zum Artenschutz konnten im gesamten ehemaligen
Kasernenareal lediglich vier Fledermausarten nachgewiesen werden (Breitflügelfleder-
maus, Großes Mausohr, Kleine Bartfledermaus, Zwergfledermaus). Alle Arten sind im
Anhang IV der FFH-Richtlinie aufgelistet und demzufolge national streng geschützt.
Aus der Inspektion der relevanten Gebäude sowie aus den Ausflugbeobachtungen und
anschließenden Detektorbegehungen an drei Terminen während der Wochenstubenzeit
ergaben sich keine Hinweise auf eine Wochenstube oder ein anderes Fledermausquar-
tier. Sporadisch genutzte Einzelquartiere können in der Scheune oder am Gebäude Nr.
22 nicht völlig ausgeschlossen werden. Für Winterquartiere sind keine geeigneten, also
frostfreie und witterungsgeschützte Hangplätze vorhanden.
In den Gehölzbeständen wurden insgesamt nur zwei Bäume mit geeigneten Spalten er-
mittelt. Aufgrund der Höhenlage und der kühlfeuchten Lebensbedingungen waren in die-
sen beiden Bäumen jedoch keine Wochenstubenquartiere waldbewohnender Fleder-
mausarten zu erwarten. Aus den Ausflugbeobachtungen ergab sich dementsprechend
kein Hinweis.

Vögel
Im Untersuchungsraum und den angrenzenden Kontaktlebensräumen wurden insge-
samt 42 Vogelarten nachgewiesen.
Alle nachgewiesenen Vogelarten sind durch Artikel 1 der EU-Vogelschutzrichtlinie euro-
parechtlich geschützt.
Für 40 Vogelarten liegen ausreichende Hinweise auf ein Brutvorkommen im Untersu-
chungsraum vor. Der landesweit stark gefährdete Bluthänfling (RL 2) konnte mit einem
Revier im nördlichen Bereich des Plangebiets vorgefunden werden.
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Arten der landesweiten Vorwarnliste sind Goldammer, Haussperling, Klappergrasmü-
cke, Mauersegler und Turmfalke. Die Bestände dieser Arten sind landesweit im Zeitraum
von 1985 bis 2009 um mehr als 20 % zurückgegangen, aber aktuell noch nicht gefährdet.
Der Star konnte mit einem Revier nachgewiesen werden. Der Star ist in Baden-Würt-
temberg nicht gefährdet, bundesweit ist er jedoch in der Roten Liste als gefährdet ein-
gestuft (RL 3). Der nach BNatSchG streng geschützte Mäusebussard ist mit einem Re-
vier vertreten. Der Horst befindet sich in einem Gehölzbestand im südöstlichen Bereich
des Untersuchungsraums.
Das Revierzentrum des Grünspechts befindet sich im Waldgebiet westlich des Plange-
biets. Die Bruthöhle konnte nicht näher eingegrenzt werden. Der Grünspecht ist nach
BNatSchG streng geschützt. Grünspecht, Rotmilan und Turmfalke nutzten das Plange-
biet ausschließlich zur Nahrungssuche.
Von den ubiquitären Vogelarten wurden im Untersuchungsraum Gehölzfreibrüter (z. B.
Amsel, Buchfink, Dorngrasmücke, Gartengrasmücke, Girlitz, Grünfink, Mönchsgrasmü-
cke, Ringeltaube, Stieglitz), Höhlenbrüter (z. B. Blaumeise, Buntspecht, Kleiber, Kohl-
meise, Sumpfmeise), Unterholzbrüter (z. B. Rotkehlchen, Zaunkönig, Zilpzalp) festge-
stellt. Dabei handelt es sich um weit verbreitete und in ihren Beständen ungefährdete
Arten.

Haselmaus
Im südlichen Teil des Plangebiets sind mehrere Flächen mit Sträuchern und jungen
Laubholzbeständen vorhanden, welche der Haselmaus gute Kletter- und Versteckmög-
lichkeiten und auch ausreichend Nahrung bieten. Zudem sind diese Gehölze strukturell
ausreichend an größere Waldflächen angebunden.
Im Plangebiet konnten Haselmäuse mehrfach an verschiedenen Stellen durch Tiere und
Nester nachgewiesen werden. Die Größe des Lebensraums der Haselmauspopulation
umfasst innerhalb des Plangebiets eine Fläche von mindestens 4 ha.

Reptilien
Im Plangebiet wurde als einzige streng geschützte Reptilienart die Zauneidechse nach-
gewiesen. Die Art ist gilt auf der landes- und bundesweiten Roten Liste als im Bestand
rückläufig (Kategorie V). Zudem ist sie in Anhang IV der FFH-Richtlinie enthalten. Der
Erhaltungszustand der Zauneidechsenpopulation in Baden-Württemberg wird als un-
günstig-unzureichend eingestuft (LUBW 2020).
Als besonders geschützte Art wurde die Waldeidechse nachgewiesen. Diese in Baden-
Württemberg häufige Art ist deutschlandweit stark gefährdet.
An den Begehungsterminen konnten maximal zwei adulte Weibchen der Zauneidechse
gleichzeitig beobachtet werden. Die Nachweisorte liegen nördlich der Magerwiese, am
südlichen Rand des Plangebiets. Die Waldeidechse kam im Bereich der Schießbahn
vor.

Tagfalter und Widderchen
Im Rahmen der vorliegenden Untersuchung wurden auf dem Magerrasen und den nörd-
lich angrenzenden Flächen innerhalb des Plangebiets insgesamt 24 Tagfalter- und Wid-
derchenarten nachgewiesen. Am südöstlichen Rand des Plangebiets wurden 16 Falter-
arten gefunden.
Es handelt sich insgesamt um ein beachtlich breites Artenspektrum. Obwohl keine streng
geschützte Schmetterlingsart festgestellt werden konnte, sind doch mehrere, gemäß
Rote Liste gefährdete Arten vertreten. Hervorzuheben sind der Silberfleck Perlmutterfal-
ter (Boloria euphrosyne), das Rotbraune Wiesenvögelchen (Coenonympha glycerion),
der Östliche Scheckenfalter (Melitaea britomartis) der Himmelblaue Bläuling (Polyom-
matus bellargus) und das Beilfleck-Widderchen (Zygaena loti).
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Artenschutz / Pflanzen
Bei den Wiesen im Planungsgebiet handelt es sich überwiegend um Fettwiesen, die teil-
weise als Grünland genutzt werden. Es kommen jedoch auch zwei artenreiche Mager-
wiesen vor (FFH-Wiese und Magerrasen-Biotop).
Innerhalb der Eingriffsfläche sind potentielle, wenn auch nicht bevorzugte Lebensräume
des streng geschützten Ackerwildgrases Dicke Trespe (Bromus grossus) vorhanden. Im
Rahmen der Begehungen der artenschutzrechtlichen Untersuchung konnten jedoch we-
der die Dicke Trespe noch verwandte Arten (Taube Trespe (Bromus sterilis)), Weiche
Trespe (Bromus hordeaceus)) nachgewiesen werden. Ein Vorkommen der Dicken
Trespe im Plangebiet ist nicht anzunehmen. [6]

Biologische Vielfalt
Unter dem Begriff der Biologischen Vielfalt (oder Biodiversität) versteht man die Vielfalt
der Ökosysteme (dazu gehören Lebensgemeinschaften, Lebensräume und Landschaf-
ten), die Artenvielfalt und die genetische Vielfalt innerhalb der Arten.
Im reich gegliederten Planungsgebiet kommen verschiedene Lebensräume vor, die je-
doch in der Umgebung häufig vorkommen. Hierzu gehören Wälder mit Waldrändern,
Gehölze und Wiesenflächen. Jedoch sind mit einer Doline, einer Magerwiese und einem
Magerrasen auch Flächen vorhanden, die aufgrund ihrer Besonderheit als Biotop ge-
setzlich geschützt sind.
Im Planungsgebiet wurden zahlreiche Vogelarten nachgewiesen, auch eine landesweit
stark gefährdete Art (RL 2) und mehrere Arten der Vorwarnliste der Roten Liste. Weitere
streng geschützte Vogelarten sind im Umfeld vorhanden und nutzen das Gebiet zur Nah-
rungssuche.
Die Magerwiesen- und Magerrasenflächen sind Lebensraum von zahlreichen Tagfaltern
und Widderchen und der streng geschützten Zauneidechse.

4.3.2 Vorbelastung

Seit Aufgabe der Kasernennutzung im Jahr 2014 erfolgt keine regelmäßige Mahd der
Wiesen mehr. Dadurch sind bereits an mehreren Stellen eine beginnende Verbuschung
und eine Ausbreitung der Gehölzflächen bemerkbar. Ein Rückgang der Artenvielfalt ist
insbesondere bei der kartierten Magerwiese zu erkennen, die über weite Flächen nicht
mehr die Qualitätskriterien einer FFH-Mähwiese erfüllt.

4.3.3 Empfindlichkeit / Bewertung Bestand

Die im Gebiet kartierte Magerwiese (FFH-Wiese) und der Magerrasen sind als Biotope
nach §30 BNatSchG, die Doline und die Feldgehölze sind nach §33 NatSchG geschützt.
Gemäß §30 Abs.2 BNatSchG sind alle Handlungen verboten, die zu einer Zerstörung
oder einer sonstigen erheblichen Beeinträchtigung von besonders geschützten Biotopen
führen können. Die Inanspruchnahme ist nur mit einer Ausnahmegenehmigung durch
die Untere Naturschutzbehörde zulässig.

Artenschutz Pflanzen: Geringe Bedeutung
Artenschutz Tiere: Hohe Bedeutung als Lebensraum für Vögel, Haselmaus, Zau-
neidechse und Schmetterlinge.

4.3.4 Auswirkungen der Planung

Bau- oder betriebsbedingt:
- Vorübergehende Flächeninanspruchnahme durch Baustelleneinrichtung und Lage-

rung von Baumaterialien.
- Gebäudeabbruch und Baumrodungen im Sommer könnten zur unbeabsichtigten Tö-

tung oder Verletzung von Fledermäusen führen, die möglicherweise Gebäude oder
Bäume als Tagesversteck nutzen.
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- Durch Gehölzrodungen sowie durch Abrisse von Gebäuden bzw. Sanierungs- und
Umbaumaßnahmenwährend der Brut- und Aufzuchtzeit der vorgefundenen Vogelar-
ten, können unbeabsichtigt auch Vögel und ihre Entwicklungsstadien (Eier, Nest-
linge) getötet oder zerstört werden. Damit wäre der Verbotstatbestand nach § 44 (1)
1 BNatSchG erfüllt.

- Für die im Plangebiet und angrenzenden Kontaktlebensraum nachgewiesenen Vo-
gelarten und Nahrungsgäste ergeben sich sowohl während der Bauausführung als
auch im Rahmen des gewerblichen Betriebs dauerhafte Störungen durch Lärm und
visuelle Effekte (z. B. Baustellenverkehr, Bautätigkeiten, Verkehrslärm, anthropo-
gene Nutzung), die den Reproduktionserfolg mindern bzw. Vergrämungseffekte ent-
falten können.
In ihrer Dimension sind die Störungen nicht geeignet, die Erhaltungszustände der
lokalen Populationen der ubiquitären und nicht gefährdeten Brutvogelarten zu ver-
schlechtern. Dies gilt entsprechend für Goldammer und Klappergrasmücke sowie
den Star.
Für die Nahrungsgäste ist das Plangebiet kein essenzielles Nahrungshabitat. Eine
erhebliche Störung für die lokalen Populationen dieser Arten bzw. eine Verschlech-
terung ihres Erhaltungszustands ist daher nicht zu erwarten.
Der außerhalb des Planungsgebiets liegende Horststandort des Mäusebussards
bleibt zwar erhalten, dennoch ist nicht vollständig auszuschließen, dass dieser Brut-
platz durch Bauarbeiten im näheren Umfeld störungsbedingt für den Zeitraum der
Bauarbeiten seine Funktionsfähigkeit als Fortpflanzungsstätte verliert. Für Arten wie
dem Mäusebussard mit großen Revieren und Habitatanforderungen, die an vielen
Stellen erfüllt sind, ist davon auszugehen, dass die störungsbedingte Beeinträchti-
gung eines Brutplatzes durch Ausweichen mit Neuanlage eines Horsts an anderer
Stelle selbst kompensiert wird
Aus diesen befristeten Störwirkungen lässt sich dennoch keine erhebliche Störung
im Sinne einer Verschlechterung des Erhaltungszustands der lokalen Populationen
ableiten.

- Durch Rodungen von Gehölzen und kleineren Waldflächen, die Entnahme einzelner
Waldbäume sowie durch Abrisse von Gebäuden bzw. Sanierungs- und Umbaumaß-
nahmen werden Fortpflanzungs- und Ruhestätten für die im Plangebiet nachgewie-
senen Zweig-, Höhlen- und Gebäudebrüter in Anspruch genommen.
Werden Gehölze und kleine Waldflächen gerodet, sowie einzelne (Wald)-Bäume
entnommen, so gehen Fortpflanzungs- und Ruhestätten ubiquitärer Vogelarten ver-
loren (z. B. Amsel, Buchfink, Girlitz, Grünfink, Mönchsgrasmücke, Ringeltaube,
Stieglitz, Rotkehlchen, Zaunkönig). Diese Arten sind hinsichtlich ihrer Habitatansprü-
che wenig spezialisiert, derzeit noch weit verbreitet und nicht gefährdet. Aufgrund
der Betroffenheit von nur einzelnen Revieren dieser Arten kann davon ausgegangen
werden, dass diese Brutpaare in der näheren Umgebung ausreichend adäquate und
unbesetzte Ersatzhabitate finden können. Die ökologische Funktion der Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten bleibt im räumlichen Zusammenhang für diese Arten ge-
wahrt.

- Mit der Entnahme von Gehölzen, Waldflächen, Einzelbäumen sowie dem Abriss von
Gebäuden bzw. durch Sanierungs- und Umbaumaßnahmenwerden Fortpflanzungs-
und Ruhestätten von ubiquitären Höhlenbrütern (Blaumeise, Kohlmeise, Bachstelze,
Hausrotschwanz) sowie von Haussperling, Mauersegler und Turmfalke (Arten der
Vorwarnliste) beansprucht.
Für Höhlen- bzw. Gebäudebrüter ist das Angebot geeigneter Baumhöhlen bzw.
Spalten und Höhlungen an Gebäuden sehr häufig ein limitierender Faktor für eine
Besiedlung von ansonsten geeigneten Lebensräumen. Da nicht davon ausgegangen
werden kann, dass in der näheren Umgebung ausreichend adäquate und unbe-
setzte Fortpflanzungsstätten vorhanden sind, ist eine Beeinträchtigung der ökologi-
schen Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang
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zu prognostizieren. Die kontinuierliche ökologische Funktionalität der Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten ist daher im räumlichen Zusammenhang nicht weiter ge-
währleistet. Es werden CEF-Maßnahmen erforderlich.

- Innerhalb des Plangebiets wird durch das Vorhaben mit hoher Wahrscheinlichkeit
ein Revier des landesweit stark gefährdeten Bluthänflings in Anspruch genommen.
Für diese Art ist zu prognostizieren, dass im räumlichen Kontext keine geeigneten
und unbesetzten Fortpflanzungs- und Ruhestätten für eine Besiedlung zur Verfü-
gung stehen. Es ist davon auszugehen, dass adäquate Fortpflanzungsstätten be-
reits durch Artgenossen besiedelt sind. Die kontinuierliche ökologische Funktionalität
der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten ist daher im räumlichen Zusam-
menhang nicht weiter gewährleistet. Es werden CEF-Maßnahmen erforderlich.

- Innerhalb des Plangebiets werden durch das Vorhaben drei Reviere der Klapper-
grasmücke sowie drei Reviere der Goldammer beansprucht. Für diese Arten ist zu
prognostizieren, dass im räumlichen Kontext keine geeigneten und unbesetzten
Fortpflanzungs- und Ruhestätten für eine Besiedlung zur Verfügung stehen. Es ist
davon auszugehen, dass adäquate Fortpflanzungsstätten bereits durch Artgenossen
besiedelt sind. Die kontinuierliche ökologische Funktionalität der betroffenen Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten ist daher im räumlichen Zusammenhang nicht weiter
gewährleistet. Es werden CEF-Maßnahmen erforderlich.

- Rodungsarbeiten im Zuge der Baufeldfreimachung führen ganzjährig zur Tötung
oder Verletzung von Haselmäusen: Im Sommer halten sich die Tiere in ihren Wurf-
und Schlafnestern in der Strauchschicht bzw. in Baumhöhlen auf, von Ende Oktober
bis Anfang Mai befinden sie sich in der Winterruhe in der Laubstreu über dem Boden
bzw. in Schlafnestern im Boden. Auch Bodenabschub, Materialablagerung oder der
Einsatz schwerer Baufahrzeuge können im Winter zur unbeabsichtigten Tötung oder
Verletzung einzelner Individuen führen. Es werden CEF-Maßnahmen erforderlich.

- Baubedingt, d. h in Form von Lärm und Erschütterung durch Baufahrzeuge bzw. ggf.
durch Bohr- und Sprengarbeiten könnte es während der Fortpflanzungszeit oder
während der Winterruhe grundsätzlich zu Störungen der Haselmäuse im postulierten
Lebensraum kommen: Störungen während der Winterruhe können zu einem Ener-
gieverlust durch vorzeitiges Aufwachen und Aufheizen (Muskelzittern) führen, so-
dass es bei einem Teil der ohnehin stets kleinen Haselmauspopulation zu Verlusten
kommen kann. Es werden CEF-Maßnahmen erforderlich.

- Durch den Eingriff in den Lebensraum der Zauneidechse im Plangebiet kann es zu
Tötungen von Individuen bzw. zur Schädigung von Entwicklungsformen kommen.
Baubedingt sind durch Staub- und Schadstoffimmissionen, Erschütterungen und Be-
unruhigungen aufgrund der erhöhten anthropogenen Aktivität Beeinträchtigungen
der Zauneidechsen auf der betroffenen Fläche zu erwarten. Es werden CEF-Maß-
nahmen erforderlich.

- Beurteilung der Auswirkungen der Schallimmissionen auf die Natura-2000-Gebiete:
Vom Plangebiet ausgehende Lärmemissionen sind für störungsrelevante Vogelarten
von Bedeutung.
- Lärmimmissionen, die als Folge der zulässigen Betriebe, einschließlich des durch

den jeweiligen Betrieb zuzuordnenden Verkehrs entstehen, werden durch die
Festsetzung von Geräuschkontingenten innerhalb des Plangebiets begrenzt. Es
ist nicht zu erwarten, dass erhebliche Beeinträchtigungen von Lebensstätten stö-
rungsempfindlicher Arten des Vogelschutzgebiets eintreten.

- Lärmimmissionen, die baubedingt auftreten, sind auf Erschließungs- und Bau-
phasen befristet. Unter Berücksichtigung der Vorbelastungen (Betrieb auf dem
ehem. Kasernenareal, land- und forstwirtschaftliche Nutzung, Truppenübungs-
platz) und der Entfernung zwischen Plangebiet und Vogelschutzgebiet ist eben-
falls nicht zu erwarten, dass erhebliche Beeinträchtigungen von Lebensstätten
störungsempfindlicher Arten des Vogelschutzgebiets eintreten.
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Insgesamt ist nicht anzunehmen, dass erhebliche Beeinträchtigungen der Erhal-
tungsziele des Vogelschutzgebiets eintreten. [7]

Betriebsbedingt:
- Die betriebsbedingt entstehenden Luftschadstoffe können grundsätzlich Schäden an

Pflanzen und Tieren bewirken.
- Beurteilung der Auswirkungen der Lichtimmissionen auf die Natura-2000-Gebiete:

Vom Plangebiet ausgehende Lichtimmissionen sind für dämmerungs- bzw. nachtak-
tive Vogelarten (Uhu) von Bedeutung. Der Bebauungsplan setzt Maßnahmen zur Mi-
nimierung der vom geplanten Industrie- und Gewerbepark ausgehenden Lichtemis-
sionen fest. Mit der geplanten Heckeneingrünung werden vom Plangebiet ausge-
hende Lichtemissionen zusätzlich gemindert. Auch der innerhalb des Vogelschutz-
gebiets vorhandene Wald selbst trägt zur Minderung von Lichtimmissionen bei.
Insgesamt ist nicht anzunehmen, dass erhebliche Beeinträchtigungen der Lebens-
stätten des Uhu bzw. der Erhaltungsziele des Vogelschutzgebiets eintreten. [7]

- Beurteilung der Auswirkungen der Immissionen von Luftschadstoffen auf die Natura-
2000-Gebiete:
Vom Plangebiet ausgehende Immissionen von Luftschadstoffen sind für empfindli-
che Lebensraumtypen innerhalb des FFH-Gebiets relevant. Indirekt können auch die
Lebensstätten von Natura 2000-Arten betroffen sein, wenn sie in relevantem Maße
aus betroffenen Lebensraumtypen bestehen.
Im Plangebiet sind Industriebetriebe, die als erheblich belästigende Betriebe einge-
stuft werden, zulässig. Im Stadium der Aufstellung des zu prüfenden Bebauungs-
plans ist allerdings nicht bekannt, welche Betriebe sich im Plangebiet ansiedeln wer-
den, und ob deren Betrieb mit maßgeblichen Emissionen von Luftschadstoffen ver-
bunden ist.
Bei nicht genehmigungspflichtigen Anlagen bzw. Betrieben kann angenommen wer-
den, dass die Immissionswerte, Punkt 4.4 der TA Luft zum Schutz vor erheblichen
Nachteilen, insbesondere Schutz der Vegetation und von Ökosystemen, eingehalten
werden. Erhebliche Beeinträchtigungen von gegenüber Luftschadstoffen empfindli-
chen Lebensraumtypen des FFH-Gebiets bzw. Lebensstätten von Arten des Vogel-
schutzgebiets und damit der Erhaltungsziele der Natura 2000-Gebiete sind nicht zu
erwarten.
Beim Betrieb genehmigungspflichtiger Anlagen kann es grundsätzlich zur Emission
relevanter Mengen an Luftschadstoffen kommen. Die Größenordnung von Immissio-
nen bzw. Depositionen innerhalb der Natura 2000-Gebiete kann nicht abgeschätzt
werden. Für diesen Fall ist vorgesehen, die FFH-Verträglichkeitsvorprüfung auf die
nachfolgende Genehmigungsebene zu verlagern. [7]

Anlagebedingt:
- Überbauung oder Veränderung von Waldflächen und Gehölzen
- Verlust von artenreichen Wiesen (FFH-Mähwiese, geschütztes Biotop nach §30

BNatSchG) und Magerrasen (geschütztes Biotop nach §30 BNatSchG).
- Verlust eines als Biotop geschützten Feldgehölzes.
- Der Verlust der Nahrungsflächen (Magerrasenfläche, sonstige Grünflächen) ist für

die Fledermausart Großes Mausohr von Bedeutung, jedoch nicht essenziell. Das
Große Mausohr (Myotis myotis) ist auf der Suche nach Laufkäfern auf Flächen mit
sehr niedriger Vegetation, z. B. frisch gemähte Wiesen oder Ackerrandstreifen sowie
Feldwege, angewiesen. In der angrenzenden Umgebung sind solche Flächen in
ausreichendem Umfang vorhanden. Insgesamt ist keine Störung zu erwarten, die
geeignet wäre, den Erhaltungszustand der lokalen Fledermaus-Populationen zu ver-
schlechtern.

- Im Plangebiet sind Unterschlupfmöglichkeiten für Fledermäuse in wenigen Höhlen-
und Spaltenbäumen sowie in zwei Gebäuden vorhanden. Der Verlust einzelner po-
tenzieller Ruhestätten kann nicht grundsätzlich ausgeschlossen werden, wenngleich
hierfür keine konkreten Hinweise vorhanden sind.
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Bei einem Verlust von Ruhestätten sind die Einschränkungen des Verbots zu prüfen,
die sich aus dem § 44 (5) BNatSchG ergeben, wonach die ökologische Funktion der
Lebensstätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt sein muss. Im vorlie-
genden Fall stehen den nachgewiesenen Fledermausarten weitere geeignete Quar-
tiermöglichkeiten innerhalb der verbleibenden Waldbestände sowie in den angren-
zenden Lebensräumen vermutlich in ausreichendem Umfang zur Verfügung, sodass
die ökologische Kontinuität im räumlichen Zusammenhang angenommen werden
kann.

- Verglasungen von Gebäuden bergen ein erhöhtes Risiko für Kollisionen durch an-
fliegende Vögel. Vögel kollidieren insbesondere dann mit Glasscheiben, wenn sie
durch diese hindurchsehen und die Landschaft oder den Himmel dahinter wahrneh-
men können oder wenn diese stark spiegeln. Das dadurch verursachte Tötungsri-
siko ist geeignet, den Verbotstatbestand nach § 44 (1) 1 BNatSchG zu erfüllen.

- Für die Haselmaus ist am südlichen Rand des Plangebiets mit einen Verlust des Le-
bensraums zu rechnen. Der betroffene Lebensraum umfasst eine Fläche von ca. 2,5
ha. Bau- und anlagebedingt kommt es zu einem dauerhaften Verlust von Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten innerhalb dieser Fläche. Es werden CEF-Maßnahmen er-
forderlich.

- Die Zauneidechse wurde im Plangebiet mit max. 2 Individuen gleichzeitig nachge-
wiesen. Bau- und anlagebedingt kommt es zu einem dauerhaften Verlust von Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten innerhalb dieser Fläche. Es werden CEF-Maßnahmen
erforderlich.

- Durch die Beanspruchung der Magerrasenfläche geht für ein breites Artenspektrum
mit zum Teil gefährdeten Schmetterlingsarten ein wertvoller Lebensraum verloren.
Maßnahmen zur Minimierung oder Vermeidung sowie vorgezogene Ausgleichsmaß-
nahmen (CEF) werden nicht erforderlich. Dennoch wird empfohlen, diesen wertvol-
len Lebensraum durch Neuanlage bzw. Entwicklung zu ersetzen.

4.3.5 Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen

- Unveränderte Erhaltung des Dolinen-Biotops mit begleitenden Gehölzstrukturen
- Grundsätzlich wird empfohlen, die Gebäude und Gehölze (Bäume, Hecken) im Plan-

gebiet so weit wie möglich zu erhalten.
- Notwendige Baum- und Strauchrodungen und Rückbauarbeiten sind während der

Monate November bis Februar durchzuführen. Die Maßnahme ist notwendig, um zu
vermeiden, dass Fledermäuse während ihrer Aktivitätszeit sowie Vögel beim Brüten
oder Jungvögel unabsichtlich verletzt oder getötet und dass Gelege zerstört werden.

- Zum Schutz von Vögeln sollten Eckverglasungen und großflächige Verglasungen an
Neubauten bzw. modernisierten Altbauten entsprechend gekennzeichnet werden.
Das Eintreten des Verbotstatbestands lässt sich vermeiden, wenn Vögel Glasschei-
ben als Hindernis erkennen und somit nicht mit ihnen kollidieren.

- CEF-Maßnahme Künstliche Nisthilfen:
Für in/an Gebäuden brütende Vögel sind, für den Fall eines Abrisses der Gebäude,
vorab Ersatznistkästen zu etablieren, idealerweise an verbleibenden Gebäuden. Die
Kästen sind mit Katzen/Marderschutz auszustatten.
Die Bestandsgebäude bieten vielfältige natürliche Nistmöglichkeiten für Gebäude-
brüter. Moderne Gewerbe- und Industriebauten bringen dieses Potenzial i. d. R.
nicht mehr mit. Daher wird empfohlen, an den Fassaden oder unmittelbar in die Fas-
saden künstliche Nisthilfen einzubringen. Entsprechende Hinweise für Architekten
und Bauherren liefert z. B. die Website „Artenschutz am Haus“ (www.artenschutz-
am-haus.de)
Für in Baumhöhlen brütende Vögel sind, so die Bäume nicht als zu erhalten festge-
setzt werden können, vorab ebenfalls Ersatznistkästen zu etablieren, idealerweise
an verbleibenden Bäumen im Plangebiet oder dem nahen Umfeld. Die Kästen sind
mit Katzen/Marderschutz auszustatten.
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Abhängig von den Teilflächen sind die in nachfolgender Tabelle angegebenen Nist-
hilfen erforderlich.

- CEF-Maßnahme: Vorab Neuanlage von heckenartigen Waldrändern, zum Ausgleich
von einem Revier des Bluthänflings, drei Revieren der Klappergrasmücke und drei
Revieren der Goldammer. Pro Revier ist eine Fläche von ca. 400 m² anzusetzen,
bestehend aus Gehölz und vorgelagertem ca. 10 m breitem artenreichem Saum,
Blühstreifen oder Buntbrache. Zum Ausgleich sollen am westlichen und östlichen
Gebietsrand heckenartig aufgebaute Waldränder mit vorgelagerten artenreichen
Säumen entwickelt werden.

- Stufenweise Vergrämung der Haselmaus aus den überplanten Gehölzbeständen am
südlichen Rand des Plangebiets: Bodenschonende Entnahme der oberirdischen Ge-
hölz-/ Baumanteile während der Monate Januar und Februar, die Wurzelstubben
verbleiben zunächst im Boden und können nach Ende der Winterruhe der Hasel-
maus (April/Mai) entnommen werden.

- CEF-Maßnahme vor Vergrämung der Haselmaus: Aufwerten von Waldbeständen,
die bisher nicht für die Haselmaus geeignet sind, im Umfeld der bisherigen Lebens-
räume. Geeignete Flächen schließen nördlich an den verbleibenden Haselmaus-Le-
bensraum, an der östlichen Grenze des Plangebiets an. Dort sollen als Sofortmaß-
nahme auch ca. 30 Haselmauskobel und Reisighaufen etabliert werden. Von dort
aus ist eine Einwanderung in neu gemäß den Ansprüchen der Haselmaus herzustel-
lende Waldrand-/Waldflächen möglich. Hinweis: Diese Maßnahme wurde bereits im
Winter 2023/2024 umgesetzt.

- Strukturelle Vergrämung der Zauneidechse oder Umsiedlung aus dem Bereich nörd-
lich der Magerwiese, im südlichen Teil des Plangebiets, zu geeigneten Zeiten (An-
fang April bis Mitte Mai sowie Anfang August bis Ende September).
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- CEF-Maßnahme: Vor der Vergrämung/Umsiedlung Schaffung eines Ersatzlebens-
raums für die Zauneidechse. Die Maßnahme soll im Umfeld des Dolinen-Biotops am
südlichen Rand des Plangebiets verwirklicht werden.

- Empfohlen wird weiterhin der Ausgleich des wertvollen Lebensraums im Bereich der
Magerwiese, durch Neuanlage/Aufwertung artenarmer Wiesen. Dies soll im vorlie-
genden Fall mit dem Ausgleich der als Biotop geschützten FFH-Wiese gekoppelt
werden. Die Ausgleichsfläche befindet sich auf Flst. Nr. 12860, westlich des Plange-
biets und umfasst eine Fläche von ca. 2.040 m².

- Betriebliche Lärmemissionen werden durch die Festsetzung von Geräuschkontin-
genten innerhalb des Plangebiets begrenzt.

- Minimierung der Lichtemissionen und -Immissionen durch Verwendung von insek-
tenfreundlichen Lampen für die Außenbeleuchtung, Ausschluss von Werbeanlagen
mit wechselndem, bewegten oder laufendem Licht und Booster (Lichtwerbung am
Himmel) und Randeingrünung mit anzulegenden Heckenstrukturen.

4.3.6 Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen

- Eingrünung der Bebauung durch Festsetzung von Pflanzgeboten für standortge-
rechte Bäume und Gehölzstreifen

Planexterne Kompensationsmaßnahmen
- Ausgleich der entfallenden FFH-Mähwiese (Geschütztes Biotop) durch Aufwertung

einer geeigneten Wiesenfläche.
- Ausgleich des entfallenden geschützten Magerrasen-Biotops durch Aufwertung ei-

nes geeigneten Standorts zur Wiederherstellung des gleichen Biotoptyps.
- Ausgleich des entfallenden Feldgehölz-Biotops durch Neuanlage und Entwicklung

eines Feldgehölzes
- Ausgleich für die entfallenden Waldflächen durch Neuaufforstung, Gestaltung von

Waldrändern sowie Aufwertung von bestehenden Waldflächen.

4.3.7 Beurteilung der verbleibenden Auswirkungen

Die Verbotstatbestände nach § 44 (1) BNatSchG werden unter Berücksichtigung der
vorgeschlagenen Maßnahmen nicht erfüllt.
Nachteilige Umweltauswirkungen werden durch Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
kompensiert.

4.4 Schutzgut Boden

4.4.1 Bestand

Geologie
Nach der Geologischen Karte von Baden-Württemberg, Maßstab 1 : 25.000, Blätter 7819
Meßstetten und 7820 Winterlingen besteht der Untergrund aus den Kalksteinschichten
des Unteren Massenkalks (Weißjura �/-�0). Dabei handelt es sich um hellgraue, zum Teil
tonige, ungeschichtete Kalksteine, teilweise als Algen- oder Schwammkalke mit einge-
schalteten Riffschuttbänken ausgebildet. Die Kalksteinschichten sind überwiegend ver-
karstet. Das Festgestein wird von geringmächtigem steinigem Verwitterungslehm über-
lagert, der in Senken und Trockentälern teilweise verschwemmt ist. Lokal auftretende
dolomitisierte Mergel verwittern oft sandig-schluffig. Bereichsweise besteht eine gering-
mächtige Lösslehmüberdeckung.
Für den engeren Bereich der Zollernalb-Kaserne konnten diese geologischen Verhält-
nisse im Jahr 1997 durch das Amt für Wehrgeophysik anlässlich der Untersuchung der
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Lehmmächtigkeit für die Versickerung von Niederschlagswasser durch 16 Rammkern-
bohrungen bis in eine Tiefe von 2 m u. Gelände bestätigt werden. Dabei wurde gering-
mächtiger Lehm (ca. 60 cm) über Kalkstein angetroffen.
Neben dem oben beschriebenen natürlichen Untergrund bestehen im Bereich techni-
scher Anlagen der Kaserne anthropogene Auffüllungen mit Mächtigkeiten von etwa 2,0
bis 5,7 m. Im Bereich angelegter Verebnungen und Böschungen bestehen bis 3 m mäch-
tige, kiesig-schluffige Auffüllungen, weitgehend ohne anthropogene Beimengungen
(mutmaßlich umgelagerte Verwitterungsdecken. [8]

Die anstehenden Massenkalke sind besonders anfällig für Verkarstungen, weshalb sich
in ihrem Verbreitungsgebiet zahlreiche Höhlen, aber auch sonstige Karsterscheinungen
wie Dolinen etc. finden.
Auch im Umfeld des Planungsgebiets wurden bereits Karsterscheinungen nachgewie-
sen. Die Karsthohlräume sind oft mehr oder weniger stark mit Gesteinsschutt, Lehm und
fluvatilem Sand gefüllt. [9]

Boden
Über weite Flächen des Planungsgebiets sind keine natürlich gewachsenen Böden mehr
vorhanden, da das Gelände eigeebnet, modelliert und großflächig versiegelt oder über-
baut wurde. Auf historischen Luftbildern ist das Ausmaß der Veränderungen erkennbar.

Abb. 13: Historisches Orthophoto (1968) mit B-Plangebiet
(Quelle: https://www.geoportal-bw.de/#/(sidenav:karten), ergänzt, 12/2024)

In der Bodenkarte 1:50.000 des LGRB (GeoLa BK50) [10] ist das Gebiet der ehemaligen
Kaserne als Siedlungsfläche dargestellt. Für den überwiegenden Teil des Planungsge-
biets liegt daher keine Bewertung vor.
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Direkt südlich und nördlich grenzt an den veränderten Bereich der Bodentyp der Kartie-
reinheit q14 an: Braune Rendzina, Rendzina und Braunerde-Rendzina aus geringmäch-
tiger lösslehmhaltiger Fließerde über Karbonatgestein, daneben Terra fusca-Rendzina,
Terra fusca und Braunerde-Terra fusca aus geringmächtigem Verwitterungston.
In der Geländesenke am südlichen Gebietsrand steht die Kartiereinheit q53 an: Kollu-
vium über Terra fusca, Kolluvium über Parabraunerde sowie mittel tiefes bis tiefes, z. T.
kalkhaltiges Kolluvium aus holozänen Abschwemmmassen über Fließerden.

Gemäß der bodenkundlichen Bestandsaufnahme [11] für die Fläche im Südosten des
Plangebiets liegen flachgründige Rendzinen und Braunerde-Rendzinen vor.
Die anstehenden Böden weisen dort jeweils einen ca. 20 cm mächtigen Oberboden (A-
Horizont) mit einem schwachen bis mittleren Humusgehalt und hohen Schluff- und Ton-
anteilen auf. Aufgrund dieser Eigenschaften ist dieser Horizont witterungs- und verdich-
tungsempfindlich und im Rahmen der Baumaßnahmen zu schützen.
Ein kulturfähiger Unterboden (B-Horizont) ist, wie bei Rendzinen typisch, nicht vorhan-
den. Unterhalb des humosen Oberbodens folgt wenig witterungs- und verdichtungsemp-
findliches verwittertes, carbonathaltiges Lockergestein (C-Horizont), welches teilweise
im Übergangsbereich von ca. 40 cm wenig Humus und darunter keinen Humus aufweist.

Abb. 14: Karte Bodenkundliche Einheiten mit Lage Planungsgebiet
(Quelle: GeoLa BK50, https://maps.lgrb-bw.de, 12/2024)

Bewertung der Bodenfunktionen Kartiereinheit q53 (braune Flächen in Abb. 11)
auf Grundlage der BK50:
Entsprechend der LGRB-Datenbank sind die anstehenden Böden gekennzeichnet durch
eine mittlere bis hohe (nutzbare) Feldkapazität, eine hohe bis sehr hohe Sorptionskapa-
zität, eine mittlere bis hohe Erodierbarkeit sowie eine mittlere Luftkapazität und Wasser-
durchlässigkeit. Die Gesamtbewertung der Bodenfunktionen gem. [12] ergibt eine insge-
samt mittlere bis hohe Wertigkeit (Wertstufe 2,83 unter landwirtschaftlicher Nutzung).
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Bewertung der Bodenfunktionen Kartiereinheit q14 (violette Fläche in Abb. 11) auf
Grundlage der BK50:
Entsprechend der LGRB-Datenbank sind die anstehenden Böden gekennzeichnet durch
eine geringe (nutzbare) Feldkapazität, eine geringe bis mittlere Sorptionskapazität und
Erodierbarkeit sowie eine mittlere bis hohe Luftkapazität und Wasserdurchlässigkeit. Die
Gesamtbewertung der Bodenfunktionen gem. [12] ergibt unter landwirtschaftlicher Nut-
zung die Wertstufe 2 und unter Wald die Wertstufe 2,33.

Bewertung der Bodenfunktionen Kartiereinheit q5 auf Grundlage der BK50:
Die anstehenden Böden sind gekennzeichnet durch eine sehr geringe (nutzbare) Feld-
kapazität, eine geringe bis mittlere Sorptionskapazität sowie eine hohe bis sehr hohe
Luftkapazität und Wasserdurchlässigkeit. Die Gesamtbewertung der Bodenfunktionen
gem. [12] ergibt unter Wald die Wertstufe 1,67.
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Abb. 15: Karte Gesamtbewertung Bodenfunktionen Bestand

Altlasten
Auf dem Gelände der ehemaligen Zollernalb-Kaserne in Meßstetten wurden über län-
gere Zeit umweltrelevante Einrichtungen durch die Bundeswehr betrieben.
Im Jahr 2010 wurde durch die HPC AG eine Erfassung der kontaminationsverdächtigen
Flächen der Zollernalbkaserne durchgeführt [13]. Dabei wurden mehrere Verdachtsflä-
chen festgestellt, die in der nächsten Phase (orientierende Untersuchung) näher unter-
sucht wurden [14]. Dabei wurden mehrere Bereiche bestimmt, für die ergänzende Son-
dierungen zur Eingrenzung der Schadensherde oder bei Veränderung der Expositions-
verhältnisse (z.B. Entsiegelung) notwendig sind.
Weiterhin wurde im Jahr 2019 eine orientierende Bausubstanzuntersuchung [15] durch-
geführt, um erwartbare Rückbaukosten abschätzen zu können.

2019 wurden für den südlichen Teil des Kasernenareals ergänzende Untergrundunter-
suchungen zur Erkundung möglicher Schadstoffverunreinigungen durchgeführt [8].
Die Rammkernsondierungen in den Kontaminationsverdachtsflächen (KVF) erschlossen
anthropogene Auffüllungen mit wechselnden Mächtigkeiten von etwa 2,0 bis 5,7 m. Die
Auffüllungen sind unterlagert von einer geringmächtigen Verwitterungsdecke über an-
stehendem Kalkstein. Im Bereich von Verebnungen und Böschungen werden bis 3 m
mächtige, kiesig-schluffige Auffüllungen angetroffen. Dabei handelt es sich mutmaßlich
um umgelagerte Verwitterungsdecken, weitgehend ohne anthropogene Beimengungen.
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Bei zwei Kontaminationsverdachtsflächen (KVF Nr. 4 / Altstofflager und KVF Nr. 7 / ehe-
maliger Großbenzinabscheider) hat die Untersuchung ergeben, dass die Feststoffkon-
zentrationen im Schadstoffherd deutlich oberhalb des Hintergrund- und Vorsorgewer-
tebereichs bzw. bei Eluat- oder prognostizierten Sickerwasserkonzentrationen oberhalb
der Prüfwerte für den Wirkungspfad Boden – Grundwasser lagen (Parameter: MKW,
PAK-15).
In den übrigen KVF haben sich keine Eluat- oder prognostizierten Sickerwasserkonzent-
rationen oberhalb der Prüfwerte für den Wirkungspfad Boden - Grundwasser am Ort der
Beurteilung ergeben.

Bedeutung:
Wirkungspfad Boden – Mensch:
Es bestehen keine Hinweise auf Feststoffverunreinigungen des Oberbodens, welche
eine Gefährdung für den Menschen bei industrieller/gewerblicher Nutzung darstellen.
Insbesondere in den tieferen Bodenschichten bestehen vereinzelt aber Prüfwertüber-
schreitungen durch PAK.
Es bestehen keine Hinweise auf Schadstoffemissionen von der Bodenluft in die Innen-
raumluft.
Bezüglich des Wirkungspfades Boden – Mensch sind nach Einschätzung des Gutach-
ters derzeit keine und erst dann weitere Maßnahmen erforderlich, wenn sich die Grund-
stücksnutzung hinsichtlich der Expositionsverhältnisse wesentlich ändert, z. B. wenn bei
höherwertiger Nutzung oder wenn durch Baumaßnahmen oder Entsiegelung belastete
Bodenbereiche für einen Direktkontakt zugänglich werden. Bei Baumaßnahmen ist da-
her eine expositionsverhindernde Planung zu empfehlen (Versiegelung, Bodenauftrag
oder –austausch).

Wirkungspfad Boden – Grundwasser:
Im Bereich der KVF Nr. 4 / Altstofflager und KVF Nr. 7 / Großbenzinabscheider mit prog-
nostizierten Prüfwertüberschreitungen am Ort der Beurteilung sind bezüglich des Wir-
kungspfads Boden – Grundwasser nach Einschätzung des Gutachters auch bei vollstän-
diger Entsiegelung keine weiteren Maßnahmen erforderlich, da nach Sickerwasserprog-
nose die Schadstoffemissionen auch dann <<1% des Emax-Werts beträgt.

Auf Teilflächen des Planungsgebiets bestehen möglicherweise entsorgungsrelevante
Bodenveränderungen.
Es wird darauf hingewiesen, dass die Erkundungen nur punktuell erfolgten und kleinräu-
mige Abweichungen von den beschriebenen örtlichen Verhältnissen nicht auszuschlie-
ßen sind. Bei Erdarbeiten ist deshalb sorgfältig auf Auffälligkeiten zu achten und in Zwei-
felsfällen ein Gutachter hinzuzuziehen.

Landwirtschaftliche Nutzung
Die Flächen im Süden des Planungsgebiets, die außerhalb des alten Kasernenzaunes
liegen, werden aktuell als Grünland genutzt (46.700 m²).

Flurbilanz 2022: Die Flurbilanz ist eine Fachplanung der Landwirtschaftsverwaltung Ba-
den-Württemberg. Zum Schutz landwirtschaftlicher Flächen ist sie in § 16 des Landwirt-
schafts- und Landeskulturgesetzes verankert. In ihrer derzeitigen Form als Flurbilanz
2022 entspricht sie der dort genannten Standorteignungskartierung zur Bewertung der
landwirtschaftlichen Flächen nach natürlichen und landwirtschaftlichen Gesichtspunk-
ten.
Die Flurbilanz weist eine Differenzierung nach fünf Wertstufen auf:

Vorrangflur > besonders landbauwürdige Flächen, zwingend der landwirt-
schaftlichen Nutzung vorzubehalten.
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Vorbehaltsflur I  > landbauwürdige Flächen, der landwirtschaftlichen Nutzung
vorzubehalten

Vorbehaltsflur II  > überwiegend landbauwürdige Flächen, der Landwirtschaft
größtenteils vorzubehalten

Grenzflur > landbauproblematische Flächen
Untergrenzflur  > nicht landbauwürdige Flächen

Gemäß Flurbilanz 2022 ist die Fläche im Süden des Planungsgebiets (Flur BL-1204) als
Vorbehaltsflur I eingestuft. [16]

Abb. 16: Karte Flurbilanz 2022 inklusive Bodenpotenzialkarte
(Quelle: LEK Schwäbisch Gmünd,  https://www.lel-
web.de/app/ds/lel/a3/Online_Kartendienst_extern/Karten/63359/index.html, 05/2025)

4.4.2 Vorbelastung

- Große Flächen des Planungsgebiets sind bereits durch Gebäude, Erschließungs-
und Parkierungsflächen vollständig versiegelt

- Weitere Erschließungsflächen wurden mit Schotter befestigt
- Durch Geländemodellierungen sind großflächig keine natürlich gewachsenen Böden

mehr vorhanden
- Teilflächen mit möglicherweise entsorgungsrelevanten Bodenveränderungen
- Geogene Belastung mit Schwermetallen

4.4.3 Auswirkungen der Planung

Baubedingt:
- Vorübergehende oder nachhaltige Störung der Bodenfunktionen durch Veränderung

der Bodenstruktur aufgrund von:
�‡ Befahrung mit ungeeigneten Fahrzeugen (z. B. Radfahrzeuge)
�‡ Erdarbeiten bei ungeeigneter Witterung
�‡ keine oder unsachgemäße Trennung verschiedener Bodenhorizonte
�‡ unsachgemäße Lagerung von Bodenmaterialien
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�‡ unsachgemäßer Wiederauftrag von Bodenmaterialien
�‡ Nutzung von Freiflächen als Materiallager, Baustelleneinrichtungsfläche etc.

- Störungen des Bodengefüges bewirken:
�‡ Störungen im Wasserhaushalt durch Verdichtungen (insbesondere im Unterbo-

den) mit der Folge dauerhafter Vernässungen, Verschlämmungen etc.
�‡ Störungen im Lufthaushalt durch Verdichtungen mit entsprechenden Auswirkun-

gen auf die organischen und chemischen Umsetzungsprozesse im Boden
�‡ Zerstörung von Lebensräumen für Bodenorganismen

- Risiko von Schadstoffeintrag durch Baumaschinen (z.B. Schmiermittel).
- Mobilisierung von möglicherweise bereits vorhandenen Schadstoffen
Anlagebedingt:

- Versiegelung von Boden durch Bebauung sowie Herstellung von Erschließungsflä-
chen. Dadurch Verlust von allen Bodenfunktionen.

Betriebsbedingt:
- Möglicher Schadstoffeintrag durch Verkehrsemissionen, gewerbliche Emissionen,

Unfälle, unsachgemäße Handhabung von Stoffen, Streusalz etc.
Wechselwirkungen:
Boden – Wasser:

- Verdichtung oder Versiegelung von Boden vermindert die Grundwasserneubildung
- Schadstoffeinträge in den Boden können bei ungenügender Filterleistung (z.B.

durch Bodenabtrag) auch das Grundwasser belasten
Boden – Pflanzen und Tiere:

- Durch Strukturveränderungen werden die Funktionen des Bodens als Lebensraum
und Nahrungsgrundlage für Pflanzen und Tiere gestört

- Stickstoffeinträge in den Boden führen zu Versauerung und Eutrophierung. Die Ver-
änderung des Nährstoffangebotes hat negative Auswirkungen auf Pflanzen und
Pflanzengesellschaften und beeinflusst somit die biologische Vielfalt.

Boden – Mensch:
- Zerstörung und Veränderung von Boden als Standort für Kulturpflanzen
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Abb. 17: Karte Gesamtbewertung Bodenfunktionen Planung

4.4.4 Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen

- Technische Sicherheitsvorkehrungen der jeweiligen Betriebe zur Vermeidung von
Schadstoffeintrag in Grundwasser und Boden

- Flächensparende Zwischenlagerung von Baustoffen und sonstigen Ablagerungen,
Vermeidung von unnötigen Beeinträchtigungen

- Fachgerechte Behandlung und Entsorgung von möglicherweise bereits vorhande-
nen belasteten Böden unter gutachterlicher Begleitung

- Umnutzung bereits vorhandener Bebauung und Erschließung
- Flächensparende Erschließungsplanung: Beschränkung der Versiegelungen auf

das notwendige Maß
- Dachbegrünung übernimmt teilweise Bodenfunktionen (z.B. Ausgleich im Wasser-

kreislauf)
- Wiedereinbau des verwertbaren Bodenaushubs zur Geländegestaltung innerhalb

des Planungsgebiets
- Bautechnische Vorgaben zum Umgang mit den Bodenmaterialien:

�‡ Erdarbeiten mit kulturfähigen Bodenmaterialien (Schicht A – humoser Oberbo-
den) nur bei ausreichend trockener Witterung und ausreichend abgetrockneten
Böden, soweit das Material der Wiederherstellung einer Bodenfunktion i. S. d.
BBodSchG dient.

�‡ Sorgfältige Trennung des humosen Oberbodens (Schicht A) vom Ausgangssub-
strat (Schicht C); keine Vermischung der Schichten.
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�‡ Vor Abtrag des Oberbodens Mähen und Einfräßen der Grasnarbe.
�‡ Vermeidung von Verdichtungen und dadurch bedingte Gefügeveränderungen

und Vernässungen beim Aushub, bei der Zwischenlagerung und bei der Aufbrin-
gung.

�‡ Kein Befahren von verbleibenden Freiflächen; unvermeidliche Überfahrung nur
mit Fahrzeugen geringer Bodenpressung (Kettenfahrzeuge, Radfahrzeuge nur
in Verbindung mit geeigneten Matratzen). Dies gilt für Abtrags- und Auftragsflä-
chen.

�‡ Schutz von angrenzenden Flächen/Baufelder/Tabuflächen gegen Überfahrung.
�‡ Mächtigkeit von Oberbodenmieten max. 2 m bzw. von Unterbodenmieten max. 3

m zur Sicherstellung einer ausreichenden Durchlüftung und Entwässerung zum
Erhalt des Bodengefüges und des Bodenlebens.

�‡ Trapezförmige Profilierung und Glättung von Ober- und Unterbodenmieten zur
Vermeidung von witterungsbedingter Vernässung.

�‡ Keinerlei Befahrung von Oberboden- und Unterbodenmieten zur Vermeidung
von Verdichtungen und Gefügeschäden.

�‡ Kein Abstellen von Gerätschaften und Baumaterialien auf Bodenmieten.
�‡ Sofortige Einsaat aller Oberbodenmieten mit Tiefwurzlern (z. B. Luzerne,

Phacelia und/oder Gelbsenf) zum Erhalt des krümeligen Gefüges und zur Ver-
meidung von Vernässung bei einer Liegezeit von mehr als zwei Monaten.

�‡ Minimierung der Flächenbefahrung und maximale Reduktion der Transportstre-
cken, Einsatz von Kettenbaggern mit langstieligen Löffeln; Verzicht auf Raupen
aller Art.

�‡ Keine Überschüttung von humosem Oberboden mit Unterboden (Schicht B)
oder sonstigem Erdaushub (Schicht C), vorheriger Abtrag des Oberbodens er-
forderlich

�‡ Maximal zulässige Gesamtmächtigkeit beim flächigen Wiederauftrag von humo-
sem Oberboden: 0,4 m (inkl. ggf. bestehender Oberbodenschicht).

�‡ Überwachung der Maßnahmen durch eine bodenkundliche Baubegleitung.

4.4.5 Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen

- Ersatzmaßnahmen außerhalb des Planungsgebiets

4.4.6 Beurteilung der verbleibenden Auswirkungen

Nachteilige Umweltauswirkungen werden durch Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
kompensiert.

4.5 Schutzgut Wasser

4.5.1 Bestand

Oberflächenwasser
Innerhalb des Planungsgebiets oder in dessen direkter Umgebung sind keine stehenden
oder fließenden Oberflächengewässer vorhanden.
Etwa 2,3 km westlich des Planungsgebiets befindet sich der Meßstetter Talbach, der
nach Norden in die ca. 4,2 km nordwestlich gelegene Eyach entwässert. Ca. 2,7 km
nördlich fließt der Riedbach, welcher in die ca. 3,8 km nordöstlich fließende Schmiecha
entwässert. Das Basiseinzugsgebiet der Kaserne entwässert zur ca. 8 km ost-südöstlich
gelegenen Schmeie, welche südöstlich von Albstadt in die Schmiecha übergeht. [8]
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Grundwasser
Das Planungsgebiet wird gemäß der Hydrogeologischen Karte 1:50.000 des LGRB (Ge-
oLa HK50) [10] der hydrogeologischen Einheit „Massenkalk-Formation“ zugeordnet.
Der stark verkarstete Massenkalk bildet den Karstgrundwasserleiter mit hoher bis mitt-
lerer Durchlässigkeit und sehr hoher bis hoher Ergiebigkeit.
Der durchschnittliche Jahresniederschlag liegt bei ca. 1.000 bis 1.100 mm im Jahr, die
jährliche Grundwasserneubildung bei etwa 150 bis 200 mm in unversiegelten Bereichen.
Grundwasser steht erst ab einer Höhenlage von ca. 800 m ü. NN a, d.h. ca. 100 m unter
dem Gelände. [8]

Wasserschutzgebiet
Das Planungsgebiet befindet sich innerhalb der Zone III des rechtskräftig festgesetzten
Wasserschutzgebiets „Quellen im Schmiechatal“ (WSG-Nr. 417.230, Datum der Rechts-
verordnung 02.12.1988, Landratsamt Zollernalbkreis). (Karte siehe Abb. 7)

Versickerung von Niederschlägen
Die Versickerung von Oberflächenwasser setzt voraus, dass der anstehende Untergrund
eine ausreichende Durchlässigkeit besitzt und ein ausreichender Abstand der Grund-
wasseroberfläche gegenüber dem Geländeniveau besteht.
Nach dem DWA Arbeitsblatt A 138, Bau und Bemessung von Anlagen zur dezentralen
Versickerung von nicht schädlich verunreinigtem Niederschlagswasser, vom April 2005,
liegt der entwässerungstechnisch relevante Versickerungsbereich etwa zwischen kf-
Werten von 1,0 x 10-3 bis 1,0 x 10-6 m/s.
Gemäß den Ergebnissen der Sickerversuche [9] an insgesamt sieben Stellen des Ka-
sernenareals wurden kf-Werte von 2,3 x 10-4 m/s bis 3,5 x 10-5 m/s (durchlässig) ermittelt,
an einer Stelle im Norden des Gebiets jedoch 6,5 x 10-7 m/s (schwach durchlässig).
Es ist davon auszugehen, dass es lokale Abweichungen in Bereichen mit mächtigen,
abdichtenden Tonlagen oder auch stärker verlehmten Blockschuttlagen gibt, die die Ver-
sickerung stark einschränken.
Bei der Planung und Bemessung der Sickeranlagen ist außerdem zu bedenken, dass
sich durch eine Versickerung über längere Zeiträume eine größere Sättigung einstellten
kann. sodass eine leichte Abnahme der die Versickerungsleistung im Laufe der Zeit nicht
auszuschließen ist. Eine ausreichende Filterung des Sickerwassers ist zu empfehlen,
um ein Zusetzen der Klüfte durch Feinteile zu vermeiden.
Für die Versickerung ist eine wasserrechtliche Genehmigung erforderlich, die beim zu-
ständigen Landratsamt beantragt werden muss.

Starkregenereignisse
Durch die Lage auf einer Geländekuppe kann nicht versickerndes Niederschlagswasser
aus dem Gebiet heraus weitgehend flächig in alle Richtungen abfließen. Topographisch
bedingte Abflussrinnen folgen dem Verlauf der vorhandenen Straßen.

4.5.2 Vorbelastung

- Großflächige Versiegelungen, die die Grundwasserneubildung reduzieren
- Vorhandene Altlasten aus der ehemaligen Kasernennutzung

4.5.3 Empfindlichkeit / Bewertung Bestand

Oberflächengewässer: Ohne Bedeutung, da nicht betroffen.

Grundwasser: Da die Schutzfunktion der Grundwasserüberdeckung nur gering ist, ein
Karstgrundwasserleiter betroffen ist und das Gebiet in Wasserschutzgebietszone III
liegt, besteht eine hohe Empfindlichkeit des Grundwassers.
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4.5.4 Auswirkungen der Planung

Baubedingt:
- Verringerung der Puffer- und Filterschicht durch Bodenabtrag. Bei Abwesenheit von

Deckschichten kann infiltrierendes Wasser in kurzer Zeit die ungesättigte Zone zum
Grundwasser passieren. In Abhängigkeit von der Klüftung und der Verkarstung des
Gesteins können hohe Grundwasserfließgeschwindigkeiten auftreten.

- Risiko von Schadstoffeintrag durch Baumaschinen, besonders im Bereich von Bau-
gruben oder Gräben ohne filternde Bodenschicht.

Anlagebedingt:
- Versiegelung durch Bebauung und Erschließung. Beschleunigter und vergrößerter

Abfluss von Oberflächenwasser. Verringerung der Grundwasserneubildung.
- Mögliche Schadstoffeinträge in das Grundwasser durch Verwendung von Dachde-

ckungsmaterialien, aus denen Schadstoffen ausgewaschen werden können
Betriebsbedingt:
- Risiko von Schadstoffeinträgen in das Grundwasser durch unsachgemäße Handha-

bung von wassergefährdenden Stoffen, undichte Anlagen oder Behälter, überlau-
fende Rückhalteeinrichtungen oder Unfälle

- Eintrag von Schadstoffemissionen in Boden und Grundwasser durch betriebsbe-
dingte Abgase oder Kfz-Verkehr

Wechselwirkungen:
Wasser – Mensch / Flora und Fauna:
- Vermehrter und beschleunigter Wasserabfluss kann Schäden durch Überschwem-

mungen verursachen
- Qualitative und mengenmäßige Beeinträchtigung der für Mensch, Tier und Pflanze

lebensnotwendigen Ressource Grundwasser

4.5.5 Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen

- Fachgerechter Umgang mit wassergefährdenden Stoffen während der Bauzeit
- Ausschluss von Gewerbebetrieben, die wassergefährdende Stoffe herstellen, verar-

beiten sowie zum Handel und/oder weiteren Transport umschlagen oder lagern.
- Technische Sicherheitsvorkehrungen der Anlagenplanung zur Vermeidung von

Schadstoffeinträgen in das Grundwasser.
- Verwendung wasserundurchlässiger Beläge für belastete und wasserdurchlässiger

Beläge für unbelastete private Erschließungsflächen
- Entwässerung im Trennsystem (Ergänzung zusätzlicher Regenwasserkanäle)
- Wasserrückhaltung durch extensive Begrünung von Flachdächern
- Das Niederschlagswasser soll bereits im Bereich der späteren Privatgrundstücke

zur Retention gebracht werden und nach Möglichkeit bereits dort verdunsten oder
versickern können. Nicht versickerte oder verdunstete Abflussvolumina werden über
separate Regenwasserkanäle zum Entwässerungstiefpunkt geleitet, an dem ein
zentrales Versickerungsbecken vorgesehen ist. Auch die Ableitung von Nieder-
schlagswasser der Erschließungsstraßen wird über diese Stränge geführt.

- Fachgerechte dezentrale und zentrale Versickerung von unbelastetem Oberflächen-
wasser über eine mindestens 30 cm starke, belebte Bodenschicht

- Einbau von Zisternen zur Brauchwassernutzung

4.5.6 Beurteilung der verbleibenden Auswirkungen

Die verbleibenden nachteiligen Umweltauswirkungen sind nicht erheblich.
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4.6 Schutzgut Klima / Luft

4.6.1 Bestand

Meteorologische Daten

Abb. 18: Klima-Jahreswerte für Meßstetten zwischen 2015 und 2025, Stand 06/2025
(Quelle: Wetterkontor, Datenquelle: DWD . https://www.wetterkontor.de/wetter-rueckblick/mo-
nats-und-jahreswerte.asp?id=120)

Abb. 19: Windrichtungsverteilung der dem Standort nächstgelegenen DWD-Messstation Meß-
stetten [3]

Die Farbkodierung der Windrose zeigt, dass bei Winden aus Süd-Südwest die höchsten
Windgeschwindigkeiten auftreten. Winde aus nord-nordöstlichen Richtungen weisen da-
gegen eher Schwachwindcharakter auf, der bei typischen Hochdruckwetterlagen vor-
liegt.
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Klimafunktion
Das Plangebiet liegt auf einer Höhe von ca. 930 m ü. NN. im Nord-Westen am Geißbühl
und fällt nach Süd-Osten auf ca. 900 m ü. NN. ab.
Im Bereich der ehemaligen Kasernenanlage bestehen großflächige Versiegelungen
durch Parkplätze und Erschließungsflächen zwischen den vorhandenen Kasernenge-
bäuden.
Über den offenen Wiesenflächen und Waldflächen des Untersuchungsgebiets kann
nächtliche Kaltluft entstehen, die sich hangabwärts bewegt und einen Kaltluftabfluss bil-
den kann. Aufgrund der Topographie ist davon auszugehen, dass die Ströme insbeson-
dere in nördliche Richtungen verlaufen. Die Flächen tragen wegen der großen Entfer-
nungen nicht zur Durchlüftung von klimatisch belasteten Siedungsgebieten bei.
Wälder erfüllen durch die Speicherung von großen Mengen an CO2 eine wichtige Funk-
tion für den überregionalen Klimaschutz.

Lufthygiene
Es bestehen keine lufthygienischen Vorbelastungen durch Verkehrsemissionen.
(Geruchsimmissionen siehe Schutzgut Mensch)

4.6.2 Vorbelastung

Große versiegelte Erschließungs- und Parkplatzflächen aus der früheren Kasernennut-
zung erhöhen durch Wärmeabstrahlung die Umgebungstemperatur.

4.6.3 Empfindlichkeit / Bewertung Bestand

Geringe Empfindlichkeit durch Höhenlage auf über 900 m ü. NN. und ländliche Umge-
bung mit geringen klimatischen Vorbelastungen sowie großen Abständen zu Wohnge-
bieten.

4.6.4 Auswirkungen der Planung

Baubedingt:
- Vorübergehende Erhöhung der Staub- und Schadstoffemissionen durch Baustel-

len- und Andienungsverkehr.
Anlagebedingt:
- Mit der Zunahme des Versiegelungsgrades erfolgt eine Erhöhung der Lufttempera-

tur durch Wärmeabstrahlung von Gebäuden und Verkehrsflächen, die Abnahme
der relativen Luftfeuchtigkeit durch reduzierte Verdunstung, die Abnahme der hori-
zontalen Windgeschwindigkeit, da Bauwerke als Strömungshindernisse wirken und
eine Zunahme der Konvektion (vertikale Luftbewegung) durch labile Temperatur-
schichtung über aufgeheizten Dächern.

- Rodung von klimaaktiven Wald- und Gehölzflächen
- Überbauung von nicht siedlungsrelevanten Kalt- und Frischluftentstehungsflächen.
Betriebsbedingt:
- Emissionen der Industriebetriebe
- Emissionen durch zusätzlichen Andienungs- und Kfz-Verkehr
Wechselwirkungen:
Luft/Klima – Mensch:
- Veränderung und Beeinträchtigung der Lebens- und Arbeitsbedingungen

4.6.5 Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen

- Erhaltung von Gehölzflächen
- Anpflanzung von Bäumen, die durch Verschattung die Aufheizung von Belagsflä-

chen reduzieren
- Anpflanzung von Strauchhecken, die zur Staubfilterung beitragen
- Begrünung von Flachdächern
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- Fassadenbegrünung
- Begrenzung der Versiegelung
- Reduzierung der Umgebungstemperatur durch Versickerung und Verrieselung von

Niederschlagswasser
- Errichtung von Photovoltaikanlagen auf geeigneten Dachflächen als Beitrag zur

Nutzung erneuerbarer Energien
- Einsatz von technischen Anlagen, zur Minimierung der lufthygienisch relevanten

Emissionen

4.6.6 Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen

- Entwicklung von Wald durch Erstaufforstung auf Wiesenflächen

4.6.7 Beurteilung der verbleibenden Auswirkungen

Die verbleibenden nachteiligen Umweltauswirkungen sind nicht erheblich.

4.7 Schutzgut Landschaftsbild / Erholungsnutzung

4.7.1 Bestand

Landschaftsbild
Das Untersuchungsgebiet befindet sich auf der leicht hügeligen Albhochfläche, die durch
Wiesen, Äcker, Gehölze sowie bewaldete Kuppen und Hänge abwechslungsreich struk-
turiert ist.
Das Planungsgebiet beinhaltet die ehemalige Zollernalb-Kaserne, die mit zahlreichen
Wohn- und Betriebsgebäuden, Erschließungsstraßen, Parkplätzen und Sportanlagen
vollständig anthropogen überprägt ist. Die weitläufige Kasernenanlage ist jedoch im In-
neren durch Grünflächen mit zahlreichen Bäumen, Gehölzen und inselförmigen Wald-
flächen gegliedert. Im Süden befindet sich Wiesenflächen außerhalb des Kasernen-
zauns, die auch zum Planungsgebiet gehören.

Abb. 20: Planungsgebiet aus der Vogelperspektive (Blickrichtung von Südost nach Nordwest)
(Quelle: https://www.konversionsraum-alb.de/, 08/2022)
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Erholungsnutzung
Innerhalb des Planungsgebiets sind keine Einrichtungen für die öffentliche Erholungs-
nutzung vorhanden.
Die im Westen des Gebiets bestehenden Sportanlagen des ehemaligen Militärgeländes
stehen künftig als städtische Sportflächen Vereinen und Schulen zur Verfügung.
Der Wirtschaftsweg am Südrand des Gebiets endet als Sackgasse in Wiesenflächen vor
dem Truppenübungsplatz und hat daher keine Funktion für die landschaftsbezogene Er-
holungsnutzung.

Schutzgebiete
Das Untersuchungsgebiet befindet sich am äußersten Rand des Naturparks ‚Obere Do-
nau‘ (Schutzgebiets-Nr. 4).
Schutzzweck des Naturparks ist es, das Gebiet als vorbildliche Erholungslandschaft zu
erhalten und zu entwickeln.
Laut Verordnungstext §2 Abs. 5 Nr.4 ist die im FNP als „Sonderbaufläche Bund“ darge-
stellte Fläche der ehemaligen Kaserne eine Erschließungszone, in der der Schutzzweck
nach § 3 und die Festlegungen des Naturparkplans nicht gelten.
Östlich des ehemaligen Kasernenareals befindet sich das Landschaftsschutzgebiet
‚Albstadt-Bitz‘ (SG-Nr, 4.17.001), südlich davon das Landschaftsschutzgebiet ‚Großer
Heuberg‘ (SG-Nr, 4.17.042).
(siehe Abb. 6)

4.7.2 Vorbelastung

- Vorhandene, ehemalige Kaserne mit zahlreichen Gebäuden und Erschließungsflä-
chen

- Bestehende Einzäunung
- Landwirtschaftlicher Hof östlich des Gebiets mit optischen Beeinträchtigungen und

Geruchsemissionen.

4.7.3 Empfindlichkeit / Bewertung Bestand

Erholungsnutzung: Geringe Bedeutung

Landschaftsbild: Geringe Bedeutung für das Landschaftsbild durch großflächige anth-
ropogene Überprägung. Geringe Empfindlichkeit wegen begrenzter Einsehbarkeit auf-
grund von Eingrünung durch Waldflächen.

4.7.4 Auswirkungen der Planung

Baubedingt:
- Vorübergehende Emissionen von Lärm und Staub durch teilweisen Gebäudeab-

bruch, Erdbewegungen, Baustellenbetrieb und -Andienung.
- Vorübergehende optische Beeinträchtigungen für das Landschaftsbild und die land-

schaftsbezogene Erholungsnutzung durch Baubetrieb und Baustelleneinrichtung
Betriebsbedingt:
-  Zunahme von Gewerbe- und Verkehrslärmemissionen im Umfeld des Gebiets.
Anlagebedingt:
- Veränderung des Landschaftsbilds durch Rodung von Waldflächen, die die beste-

hende Bebauung eingrünen
- Ergänzung von weiterer Bebauung auf offenen Wiesenflächen, die jedoch nur ein-

geschränkt aus südlicher und westlicher Richtung einsehbar ist.
- Überbauung von bestehenden Wegen in die angrenzende Landschaft
Wechselwirkungen:
Landschaftsbild – Erholungsnutzung:
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- Veränderungen des Landschaftsbilds beeinträchtigen die landschaftsbezogene Er-
holungsnutzung

4.7.5 Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen

- Begrenzung der Gebäudehöhen
- Erhaltung der umgebenden Waldbestände
- Optisch wirksame Eingrünung der Bebauung durch Neupflanzung von Bäumen und

dichten, standortgerechten und naturnahen Gehölzstrukturen

4.7.6 Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen

- Naturnahe Gestaltung der Waldränder, Umbau der naturfernen Nadelbaumbe-
stände in standortgerechten Laub-Mischwald

- Standortgerechte Aufforstung von Randflächen des Bebauungsplangebiets
- Erhaltung oder Ergänzung von Wegen in angrenzende Wald- und Wiesenflächen

4.7.7 Beurteilung der verbleibenden Auswirkungen

Die verbleibenden nachteiligen Umweltauswirkungen sind nicht erheblich .

4.8 Schutzgut Kulturgüter / Sachgüter

4.8.1 Bestand

Kulturgüter
Geschützte Kulturgüter oder archäologische Kulturdenkmale sind innerhalb des Pla-
nungsgebiets nicht ausgewiesen.
Im Umfeld des Planungsgebiets befindet sich der Bereich des archäologischen Prüffalles
„Hallstattzeitliche Grabhügelgruppe“. Vor der Bebauung des Geländes befanden sich
östlich und westlich des Sportplatzgeländes zwei Grabhügel, vermutlich der Hallstattzeit
(8. – 5. Jh.v.Chr.). [17]

Sachgüter
Innerhalb des Planungsgebiets befinden sich zahlreiche Gebäude der ehemaligen Ka-
sernennutzung.

4.8.2 Vorbelastung

Starke und großflächige Eingriffe in den Untergrund durch Modellierung des Geländes
und bauliche Anlagen aus der militärischen Vornutzung.

4.8.3 Empfindlichkeit / Bewertung Bestand

Kulturgüter: Gegebenenfalls hohe Bedeutung.

Sachgüter: Hohe Bedeutung.

4.8.4 Auswirkungen der Planung

Kulturgüter sind, soweit absehbar, nicht von der Planung betroffen.

Gebäude der Kasernennutzung werden mit Industrie- und Gewerbenutzung überplant.
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4.8.5 Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen

Sollten bei den Bauarbeiten bislang unbekannte, kulturhistorisch bedeutsame Funde
entdeckt werden, wird der Bau vorübergehend eingestellt, bis eine Sicherung dieser Kul-
turgüter erfolgt ist.

Vormals militärisch genutzte Gebäude werden so weit wie möglich oder sinnvoll erhalten
und umgenutzt.

4.8.6 Beurteilung der verbleibenden Auswirkungen

Die verbleibenden nachteiligen Umweltauswirkungen sind nicht erheblich .

4.9 Allgemeine Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern

Funktion/
Wirkung:

Mensch auf: Pflanzen und
Tiere auf:

Boden auf: Wasser
auf:

Luft und
Klima auf:

Land-
schafts-
bild auf:

Kultur-/
Sachgüter
auf:

Mensch Nahrungs-
grundlage,
Erholungs-
funktion

Nahrungs-
grundlage

Lebensnot-
wendige
Ressource
Hochwasser
verursacht
Schäden

Beeinflus-
sung des
Lebens-
raums

Erho-
lungsnut-
zung ---

Pflanzen
und Tiere

Störung durch
Flächennut-
zung und Emis-
sionen

Lebensraum-
funktion
Nahrungs-
grundlage

Lebensnot-
wendige
Ressource

Beeinflus-
sung des
Lebens-
raums

--- ---

Boden Veränderung
und Schadstof-
feintrag durch
Nutzung

Schutz vor
Erosion durch
Vegetation,
Bodenbildung

Bodenbil-
dung
Erosion

Bodenbil-
dung --- ---

Wasser Schadstoffein-
trag durch Nut-
zung.
Nutzung verän-
dert Grundwas-
serneubildung.

Reinigung /
Speicherung
durch Vegeta-
tion

Filter- und
Speicher-
funktion

Grundwas-
serbildung
durch Nie-
derschläge --- ---

Luft und
Klima

Veränderung
durch Flächen-
nutzung und
Bebauung

Beeinflussung
von Kalt- und
Frischluftent-
stehung
durch Vegeta-
tion

Beeinflus-
sung des
Mikroklimas

Luftfeuchtig-
keit durch
Verduns-
tung --- ---

Land-
schaftsbild

Veränderung
durch Nutzung
und Bebauung

Vegetation
bewirkt Struk-
turvielfalt

Relief be-
wirkt Struk-
turvielfalt

Wasser be-
einflusst
Gelände-
form

Klima be-
einflusst Ve-
getation,
beeinflusst
Strukturviel-
falt

---

Kultur- und
Sachgüter

Zerstörung/ Be-
einträchtigung
durch Bebau-
ung

---

Konservie-
rung von kul-
turhistorisch
bedeutsa-
men Resten

--- --- ---
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5 Waldumwandlung

Rechtliche Grundlagen
Innerhalb des Bebauungsplangebiets befinden sich Waldflächen, die durch das Vorha-
ben dauerhaft in eine andere Nutzungsart überführt, d. h. umgewandelt werden. Dafür
ist eine Genehmigung durch die höhere Forstbehörde erforderlich (§ 9 (1) LWaldG).
Soweit im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens die Genehmigung der Umwandlung
in Aussicht gestellt werden kann, erteilt die höhere Forstbehörde eine Umwandlungser-
klärung. Kann die Umwandlungserklärung nicht erteilt werden, so kann der Bauleitplan
nicht genehmigt werden. (§ 10 (2) LWaldG).
Die Umwandlung nach § 9 darf erst genehmigt werden, wenn die Inanspruchnahme der
Waldfläche für die genehmigte Nutzungsart zulässig ist (§ 10 (3) LWaldG).

Bestand
Innerhalb des Bebauungsplangebiets und entlang dessen Rands befinden sich mehrere
Waldflächen, die Mitte der 60er-Jahre als reine Fichtenkultur zur Eingrünung der Kaser-
nenanlage aufgeforstet wurden. Die Lage der betroffenen Waldflächen ist in Abb. 16
dargestellt.
In den Bestandesblättern des Forsteinrichtungswerks der Bundesforstverwaltung (Stand
31.05.2022) wird das Alter des Bestands zwar mit 92 Jahren angegeben, da jedoch auf
einem Luftbild mit der bereits fertiggestellten Kasernenanlage (Abb. 10, ca. 1968) noch
keine Aufforstungen erkennbar sind, beträgt das Alter der Bäume weniger als 60 Jahre.
Die Bestandesbeschreibung nennt einen geschlossenen Fichten-Reinbestand mit den
weiteren Baumarten Buche, Erle, Lärche, Kirsche, Apfel und Birne.
Der tatsächliche Baumbestand ist in den Flächen nicht homogen, da die Fichten bereits
teilweise ausgefallen sind und durch Naturverjüngung der Laubbaumanteil erhöht wurde.
Das prozentuale Verhältnis zwischen Nadel- und Laubholz wurde überschlägig ermittelt.

Waldanteil
Der Waldanteil im ländlichen Raum von Meßstetten wird mit 37,6 % angegeben und
entspricht somit in etwa dem Landesdurchschnitt.

Standortbeschreibung gemäß Forsteinrichtungswerk
Wuchsraum: Schwäbische Alb, Zollern- und Heubergalb
Standort: Sand (auch Kies, Geröll, skelettreiche Rohböden); normal; trocken
Potentielle natürliche Vegetation: Mesophile Platterbsen-Kalkbuchenwälder

Waldfunktionen
Das gesamte Planungsgebiet befindet sich innerhalb der Zone III des Wasserschutzge-
biets „Quellen im Schmiechtal“ (WSG-Nr. 417.230, Datum der Rechtsverordnung
02.12.1988, Landratsamt Zollernalbkreis). Die Waldflächen dienen somit als Wasser-
schutzwald.
Darüber hinaus erfüllen die Waldflächen im Planungsgebiet gemäß der Waldfunktionen-
kartierung keine gesetzlichen Schutz- und Erholungsfunktionen.

Auswirkungen des Vorhabens
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens werden 54.946 m² Wald in die Nutzungsar-
ten Industriegebiet, Gewerbegebiet und öffentliche Verkehrsfläche umgewandelt.
Auch wenn entlang der östlichen Gebietsgrenze im Bereich der baurechtlichen Waldab-
standszone ein Teil der Gehölze als Minimierungsmaßnahme erhalten bleibt und als Le-
bensraum für Vögel und die Haselmaus optimiert wird, verliert der zukünftige Waldrand
seinen Status als Waldfläche gem. § 2 LWaldG.



Seite 47

Umweltbericht zum Bebauungsplan „Interkommunaler Industrie- und Gewerbepark Zollernalb“

König + Partner PartmbB · Freie Landschaftsarchitekten

Forstrechtliche Eingriffs-Bilanz
Innerhalb des Bebauungsplangebiets „Interkommunaler Industrie- und Gewerbepark
Zollernalb“ ergibt sich folgender forstrechtlicher Ausgleichsbedarf.
Die Ermittlung des forstrechtlichen Ausgleichsbedarfs erfolgt gemäß der Handreichung
der Landesforstverwaltung (Stand 18.12.2019) über „Flächen und Faktoren“.
Grundlage zur Ermittlung des Ausgleichsbedarfs ist hierbei eine nach Bestandestypen
und Alter differenzierte Darstellung der beanspruchten Waldfläche. Der Ausgleichsbe-
darf wird dabei durch Multiplikation von Bestandesfläche mit vorgegebenen Ausgleichs-
faktoren errechnet.

Abb. 21: Übersicht: Waldflächen (gelb) im B-Plangebiet (schwarz)
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Nr. Waldfläche Bestandestyp Alter Faktor Ausgleichsbedarf

1 11.580 m²

Nadelbaumbe-
stand
(NH > 80%)

ca. 60
Jahre

1,25 14.475 m²
2 1.700 m² 1,25 2.125 m²
3 3.490 m² 1,25 4.363 m²
4 4.482 m² 1,25 5.603 m²
5 6.680 m² 1,25 8.350 m²
6 14.663 m² 1,25 18.329 m²
7 3.643 m² 1,25 4.554 m²
8 634 m² 1,25 792 m²
9 926 m² 1,25 1.157 m²
10 805 m² 1,25 1.006 m²
11 6.343 m² 1,25 7.929 m²

54.946 m² 68.683 m²

Forstrechtliche Ausgleichsmaßnahmen

Beschreibung Maßnahme Faktor Fläche
Anrechen-
bare Fläche

Erstaufforstung von Offenland M9 1,0 5.070 m² 5.070 m²

Erstaufforstung von Offenland M10 1,0 2.080 m² 2.080 m²

Erstaufforstung von Offenland M11 1,0 4.342 m² 4.342 m²

Erstaufforstung von Offenland M12 1,0 4.173 m² 4.173 m²

Bewaldung durch Sukzession M13 1,0 6.850 m² 6.850 m²

Bewaldung durch Sukzession M14 1,0 1.700 m² 1.700 m²

Entwickeln von Waldrändern M1 0,5 44.924 m² 22.462 m²

Schaffung / Aufwertung von Habitat-
strukturen für die Haselmaus

M3 + M4 0,3 47.634 m² 14.290 m²

Gesamt: 116.773 m² 60.967 m²

Nach den in Kapitel 11 beschriebenen Maßnahmen verbleibt ein noch offener
Ausgleichsbedarf von 7.716 m².

Die Ermittlung des forstrechtlichen Ausgleichsbedarfs kann nach Vorgabe der
Forstdirektion grundsätzlich nach „Flächen und Faktoren“ oder über die Wert-
punkte der Ökokontoverordnung erfolgen.
Gemäß der „Handreichung zur Erstellung einer forstrechtlichen Eingriffs- und
Ausgleichsbilanz – Hinweise, Anregungen, Handlungsoptionen –“ der Forstdirek-
tion Freiburg, Stand 18.12.2019 ist bei der Bedarfsermittlung nach Wertpunkten
folgender Grundsatz zu beachten:
Kapitel 2.1 b) Nr.2: „Als forstrechtlicher Eingriff wird die Rodung bis zur Ru-
deralfläche (9 Punkte verbleibend) berechnet. Unabhängig davon führen Waldi-
nanspruchnahmen mindestens zu einem forstrechtlichen Ausgleichsbedarf von
8 Wertpunkten pro m² (abgeleitet aus den Bestimmungen des LWaldG) <-> dies
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entspricht in etwa einem Ausgleichsfaktor von 1:1 (abgeleitet aus der durch-
schnittlichen Aufwertung einer Neuaufforstung).
-> Die Einhaltung des Mindestausgleichs ist zu beachten bei Biotoptypen mit we-
niger als 17 Punkten“

Entsprechend der Abstimmung mit der Forstdirektion am 19.05.2025 muss für
den noch offenen Ausgleichsbedarf von 7.716 m² bei der Verwendung von Öko-
punkten (die aus forstlichen Maßnahmen stammen müssen) der Mindestaus-
gleichsbedarf von 8 Wertpunkten/m² berücksichtigt werden.
Demnach sind 7.716 m² * 8 ÖP/m² = 61.728 ÖP als Ausgleich zuzuordnen. Hierzu
werden die Ökopunkte aus der Maßnahme „Bannwald Untereck-Winkelgrat“
(Maßnahme M16) verwendet.

6 Entwicklung des Umweltzustands bei Nicht-Durchführung der
Planung
Die Gebäude der ehemaligen Kaserne wurden nach Aufgabe der Nutzung zeitweise als
Flüchtlingsunterkunft genutzt. Bei Nichtdurchführung der Planung würde vermutlich eine
vergleichbare Nutzung erfolgen. Ungeeignete Gebäude werden langsam zerfallen.
Bei Aufrechterhaltung der landwirtschaftlichen Nutzung auf den Grünlandflächen im Pla-
nungsgebiet sind keine Veränderungen gegenüber dem jetzigen Zustand zu erwarten.
Wiesenflächen würden ohne regelmäßige Pflege durch natürliche Sukzession verbu-
schen und sich langfristig zu Wald entwickeln.

7 Anderweitige Planungsmöglichkeiten / Alternativenprüfung
Alternative Standorte wurden nicht untersucht, da das Ziel der Planung die Konversion
der ehemaligen Zollernalb-Kaserne ist.
Es wurde ein städtebauliches Konzept entwickelt (Baldauf Architekten und Stadtplaner
GmbH), in dem die Gestaltung und Nutzbarkeit der Gesamtfläche untersucht wurde. Der
Rahmen ist durch die Abgrenzung des ehemals bundeseigenen Flurstücks und die ein-
fassenden Waldflächen vorgegeben.
Die noch nutzbaren vorhandenen Gebäude und Erschließungsflächen wurden in die Pla-
nung mit einbezogen, wodurch die innere Aufteilung des Gebiets bereits vorgegeben
war. Ein notwendiger zweiter Straßenanschluss an die Geißbühlstraße ist nur südlich
des vorhandenen Kasernen-Sportplatzes, der künftig als städtischer Sportplatz dienen
wird, möglich und sinnvoll.

8 Zusätzliche Angaben
8.1  Merkmale der verwendeten technischen Verfahren bei der Umweltprüfung

Schallschutz
Die Schalleinwirkungen werden entsprechend den Vorgaben der DIN 18005 (Schall-
schutz im Städtebau) und der technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm
– zur Bewertung gewerblicher sowie industrieller Schalleinwirkungen) bewertet. Die er-
mittelten Beurteilungspegel werden den entsprechenden Orientierungs- und Richtwerten
gegenübergestellt. [4]
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Geruchsimmissionen
Die Ermittlung und Bewertung der Geruchsimmissionen erfolgen anhand der TA Luft
Anhang 7. [3]

8.2 Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben

Es traten keine Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben auf.

8.3 Geplante Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Umweltauswir-
kungen bei Durchführung der Planung (Monitoring)

Im Rahmen des Monitorings muss der Zweckverband IIGP überprüfen, ob nach Reali-
sierung des Bebauungsplans unvorhergesehene nachteilige Umweltauswirkungen auf-
getreten sind.

Planbedingte erhebliche Umweltauswirkungen entstehen bei diesem Vorhaben insbe-
sondere durch Versiegelung und Überbauung. Dadurch sind die Schutzgüter Pflan-
zen/Tiere und Boden in besonderem Maß betroffen. Wie in der Bilanzierung dargestellt,
können die nicht vermeidbaren und nicht weiter minimierbaren Beeinträchtigungen durch
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen innerhalb und außerhalb des Planungsgebiets kom-
pensiert werden.
Werden die in der Bebauungsplanung festgelegten Vermeidungs-, Verringerungs- und
Ausgleichsmaßnahmen nicht oder nur unzureichend durchgeführt, würden erhebliche
Umweltauswirkungen entstehen, die so nicht vorgesehen waren. Um dies zu vermeiden,
soll die Durchführung dieser Maßnahmen und die Entwicklung der Ausgleichsflächen
überwacht werden.
Hierzu wird durch den Zweckverband Interkommunaler Industrie- und Gewerbepark Zol-
lernalb (IIGP) 2 und 10 Jahre nach erfolgter Bebauung die Umsetzung der Pflanzzwänge
und externen Kompensationsmaßnahmen überprüft und dabei die Entwicklung der Flä-
chen kontrolliert (Erfolgskontrolle). Das Ergebnis wird dokumentiert.

Zu den unvorhergesehenen nachteiligen Umweltauswirkungen des Bebauungsplans
können aber auch Auswirkungen zählen, die erst nach dessen Inkrafttreten entstehen
oder bekannt werden und die deshalb nicht Gegenstand der Abwägung sein konnten.
Derartige Auswirkungen können nicht systematisch und flächendeckend durch den
Zweckverband IIGP überwacht und erfasst werden. Da der Zweckverband keine umfas-
senden Umweltüberwachungs- und Beobachtungssysteme betreibt, ist er auf entspre-
chende Informationen der zuständigen Umweltbehörden angewiesen, die ihm etwaige
Erkenntnisse über derartige unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Um-
welt zuleiten müssen.


